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AUS DEM STADTRAT
 
In der Woche vom 1. Mai bis 5. Mai 2017 tagen folgende Aus-
schüsse, Beiräte und Bezirksvertretungen

Dienstag, 2. Mai 2017
17.00 Uhr	 Kultur- und Denkmalausschuss, Rathaus

Mittwoch, 3. Mai 2017
17.00 Uhr	 Ausschuss für Stadtplanung und Stadtsanierung, 
	 Rathaus

Donnerstag, 4. Mai 2017
17.00 Uhr	 Haupt- und Beschwerdeausschuss, 
	 Albert-Schweitzer-Schule, Lewerentzstraße 136

18.00 Uhr	 Rat, Albert-Schweitzer-Schule, Lewerentzstraße 136

EINLADUNG ZU DER 21. SITZUNG DES RATES
DONNERSTAG, DEN 04.05.2017, 18:00 UHR
in der Aula der Albert-Schweitzer-Schule, Lewerentzstraße 136

Tagesordnung:

I. Öffentlicher Teil

1.	 Einführung und Verpflichtung eines Ratsmitgliedes

2.	 Genehmigung der Niederschrift über die 20. Sitzung des 
	 Rates am 23.03.2017
	 - öffentlicher Teil -

3.	 Mitteilungen und Eingänge

4.	 Bestätigung des Gesamtabschlusses 2014 für das Haushalts-
jahr 2014 sowie Entlastung des Oberbürgermeisters

5.	 Nachbewilligung im Teilfinanzplan 2017
	 hier: Mehrbedarf für die Erweiterung Gesamtschule 
	 Uerdingen (4. GS)

6.	 Nachbewilligung im Teilfinanzplan 2017
	 hier: Mehrbedarf für die Unterhaltung der unbebauten Grün- 

und Außenanlagen

Aus dem Stadtrat ...................................................  S. 105

Bekanntmachungen .............................................. S. 106

Auf einen Blick ...................................................... S. 136

7.	 Verschmelzung der SWK-EGN Verwaltungs GmbH auf die SWK 
Stadtwerke Krefeld AG

8.	 Satzungsänderung der SWK Stadtwerke Krefeld AG
	 Hier: Befreiung des Vorstandes vom Verbot der Mehrfachver-

tretung nach § 181 2. Alternative BGB

9.	 Veräußerung der mittelbaren Beteiligung an der Wirtschafts-
betriebe Grevenbroich GmbH und der ARGE Wirtschaftsbe-
triebe Grevenbroich

10.	Beteiligung an der Windpark Wachtendonk-Wankum WP 
WAW GmbH & Co. KG

11.	 RWE-Treuhandverträge und Legitimationszession RWE-Aktien

12.	Beratungen zur Finanzierung der Theater Krefeld und 
	 Mönchengladbach gGmbH nach 2019/2020
	 hier: Befreiung von der Verschwiegenheitspflicht

13.	 Einrichtung von Mehrklassen zur Integration von neu zuge-
wanderten Schülerinnen und Schülern nach der Erstförde-
rung ab dem Schuljahr 2017/18

14.	44. vereinfachte Änderung Bebauungsplan Nr. 158/I, Teil 2 
-Forstwald- Bellenweg 157

	 hier: Satzungsbeschluss

15.	 2. vereinfachte Änderung Bebauungsplan Nr. 357 
	 -Brahmsstraße/Schubertstraße- Schubertstraße 2
	 hier: Satzungsbeschluss

16.	Bebauungsplan Nr. 780 - Neuer Weg / Geldernsche Straße - 
	 Einleitender Beschluss

17.	 Bebauungsplan Nr. 784 - westlich Krützboomweg / nördlich 
Hanninxweg - 

	 Entscheidung über Stellungnahmen und Satzungsbeschluss

18.	Satzung über die Gestaltung baulicher Anlagen im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes Nr. 784 - westlich Krützboom-
weg / nördlich Hanninxweg (Gestaltungssatzung)

19.	Satzung über die Anordnung einer Veränderungssperre für 
den Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebau-
ungsplans Nr. 809 – südlich Neue Ritterstraße –

20.	Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 811 (V) – westlich 
Dürerstraße;

	 Einleitender Beschluss

21.	Änderung der Vergütung der Mitglieder des Umlegungsaus-
schusses für die Stadt Krefeld

22.	Wahl von Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des 
Umlegungsausschusses für die Stadt Krefeld

23.	Auflösung und Neubesetzung der Ausschüsse des Rates
	 - Antrag von Rf. Brauers vom 16.03.2017 (Ziffer 2)

24.	Erstellung eines Erfahrungsberichtes zur Besteuerung im Be-
reich der einrichtungsbezogenen Sexsteuer 

	 - Einbringung eines Antrages von Rf. Brauers vom 09.04.2017 -

25.	Einwohnerfragestunde Rat 06.07.2017 
	 - Einbringung eines Antrages von Rf. Brauers vom 11.04.2017 -
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BEKANNTMACHUNGEN

ÄNDERUNGSSATZUNG ZUR AM 
28.02.1983 MIT GELTUNG VOM 01.01.1984 
BESCHLOSSENEN VERBANDSSATZUNG DES 
WASSER- UND BODENVERBANDES DER 
MITTLEREN NIERS IN DER FASSUNG DES 
ÄNDERUNGSBESCHLUSSES VOM 02.12.1988
Aufgrund § 58 Wasserverbandsgesetz (WVG) vom 12.02.1991 
(BGBl. I S. 405) hat der Verbandsausschuss des Wasser- und 
Bodenverbandes der Mittleren Niers am 28.10.2016 folgende 
Änderungen zur Verbandssatzung des Wasser- und Bodenver-
bandes der Mittleren Niers vom 28.02.1983 in der Fassung der 
Änderungssatzung vom 02.12.1988 beschlossen: 

Artikel 1a (Satzungsneufassung durch Ausschussbeschluss vom 
11.10.1995)
Die Verbandssatzung des Verbandes vom 28.02.1983 mit Gel-
tung vom 01.01.1984 in der Fassung des Ausschussbeschlusses 
vom 02.12.1988 erhält folgende neue Fassung:

 

§ 1 Name, Rechtsform, Sitz (zu § 1 und § 3 WVG)
(1)	 Der Verband führt den Namen „Wasser- und Bodenverband 

der Mittleren Niers“.
(2)	 Er ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Gesetzes 

über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz - 
WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405).

(3)	 Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 
und hat seinen Sitz in Viersen. Er führt ein Schriftsiegel.

(4)	 Der Wasser- und Bodenverband der Mittleren Niers ist Rechts-
nachfolger

	 des Wasser- und Bodenverbandes der Niers- und Nordkanal-
Niederung bzw. der Genossenschaft für die Melioration der 
Niers- und Nordkanal-Niederung,

	 des Wasserverbandes am Schleckbach,
	 des Wasserverbandes Willicher Flöth,
	 des Wasser- und Bodenverbandes Broeckhuyser Heide,
	 des Wasser- und Bodenverbandes Wankumer Heide.

§ 2 Verbandsgebiet (zu § 3 WVG)
(1)	 Das Verbandsgebiet ist das natürliche, oberirdische Ein-

zugsgebiet der Niers ab der Einmündung des Triethbaches 
bis zur Gemeindegrenze Wachtendonk-Straelen (km 3.600 
des Niersabschnittes Eisenbahnbrücke Mönchengladbach/
Korschenbroich-Süchteln bis km 11.250 des Niersabschnittes 
Grefrath-Holtheyde).

(2)	 Das Verbandsgebiet ergibt sich im Einzelnen aus einer Über-
sichtskarte im Maßstab 1 : 25.000, die bei der Geschäftsstel-
le des Verbandes in Viersen zur Einsichtnahme ausliegt. Eine 
Verbandskarte in verkleinertem Maßstab liegt der Satzung 
als Anlage bei.

§ 3 Aufgaben (zu § 2 und § 5 WVG)
(1)	 Der Verband hat in seinem Verbandsgebiet zur Aufgabe:
	 a)	 den Ausbau einschließlich des naturnahen Rückbaues 

und die Unterhaltung von oberirdisch fließenden Gewäs-
sern;

	 Darüber hinaus kann der Verband folgende Aufgaben haben: 
	 b)	 den Bau und die Unterhaltung von Anlagen in und an 

oberirdisch fließenden Gewässern, ausgenommen Anla-
gen von Versorgungs- und Verkehrsträgern;

	 c)	 die Regelung des Wasserabflusses einschließlich des Aus-
gleichs der Wasserführung und der Sicherung des Hoch-
wasserabflusses in oberirdisch fließenden Gewässern;

	 d)	 den Bau und die Unterhaltung von land- und forstwirt-
schaftlichen Wegen einschließlich der zugehörigen Brü-
ckenbauwerke;

	 e)	 die Be- und Entwässerung von Grundstücken;
	 f)	 die Abfallentsorgung (Einsammeln und Befördern des 

Abfallgutes) im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Verbandsaufgaben;

	 g)	 die Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anla-
gen und Gewässern zum Schutz des Naturhaushalts, des 
Bodens und für die Landschaftspflege.

(2)	 Ausgenommen von den vorgenannten Aufgaben sind die Ge-
wässer Niers und Kleine Niers.

(3)	 Aufgaben, die nach Abs. 1 b - g dem Verband obliegen, haben 
die bisher dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der Ver-
band sie übernimmt.

26.	Um- und Nachbesetzungen in Ausschüssen und Gremien
	 - Anträge der SPD-Fraktion vom 19.04.2017 und der Fraktion 

DIE LINKE vom 20.04.2017 -

27.	 Anfragen
	 -	 Unterbringung von Obdachlosen, Anfrage von Rh. Drab-

ben vom 05.04.2017, Vorlage Nr. 3845/17
	 -	 Interkommunales Gewerbegebiet Krefeld-Meerbusch, An-

frage DIE LINKE vom 18.04.2017, Vorlage Nr. 3880/17
	 -	 Zweitwohnsteuer für Camper, Anfrage von Rf. Brauers vom 

19.04.2017, Vorlage Nr. 3888/17
	 -	 Einrichtung eines Konsumraumes, Anfrage von Rf. Brau-

ers vom 19.04.2017, Vorlage Nr. 3889/17
	 - 	 Sicherheit im Hafen, Anfrage von Rf. Brauers vom 

20.04.2017, Vorlage Nr. 3896/17

28.	15. Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Offen-
halten von Verkaufsstellen aus besonderem Anlass

II. Nichtöffentlicher Teil

1.	 Genehmigung der Niederschrift über die 20. Sitzung des Ra-
tes am 23.03.2017

	 - nichtöffentlicher Teil -

2.	 Mitteilungen und Eingänge

3.	 nicht belegt

4.	 nicht belegt

5.	 Modifizierung der „Richtlinien für die Vergabe von Erbbau-
rechten durch die Stadt Krefeld“

6.	 Prolongation zweier kommunalverbürgter Darlehen zu Guns-
ten der Wohnstätte Krefeld AG

7.	 Bericht des Oberbürgermeisters

8.	 nicht belegt

9.	 nicht belegt

10.	nicht belegt

11.	 Anfragen
	 - Gewerbeflächen/Wertstoffhof, Anfrage von Rf. Brauers vom 

11.04.2017, Vorlage Nr. 3882/17

Frank Meyer
Oberbürgermeister
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(4)	 Der Verband kann Aufträge übernehmen, die zwar nicht er-

forderlich, aber dienlich sind und mit seinen Aufgaben in Zu-
sammenhang stehen. Die Kosten trägt der Auftraggeber. 

§ 4 Mitglieder (zu §§ 23, 24, 25 WVG)
(1)	 Beitragspflichtige Mitglieder des Verbandes sind:
	 a)	 Städte und Gemeinden mit ihren Flächen innerhalb des 

Verbandsgebietes,
	 b)	 die Eigentümer von Grundstücken und Anlagen, die die 

Unterhaltung über die bloße Beteiligung am natürlichen 
Abflußvorgang hinaus erschweren,

	 c)	 die jeweiligen Eigentümer von Anlagen, die aus der Durch-
führung der Verbandsaufgaben einen Vorteil haben oder 
zu erwarten haben oder denen der Verband die Pflicht zur 
Unterhaltung ihrer Anlagen erleichtert oder abnimmt.

(2)	 Beitragsfreie Mitglieder sind die Gewässereigentümer und 
Uferanlieger und der Niersverband, soweit sie nicht nach 
Abs. 1 bereits beitragspflichtige Mitglieder sind.

(3)	 Über seine Mitglieder führt der Verband ein Mitgliederver-
zeichnis und hält es auf dem Laufenden. Es liegt bei der Ge-
schäftsstelle des Verbandes in Viersen zur Einsicht durch die 
Mitglieder aus. Das Mitgliederverzeichnis ist nicht Bestand-
teil der Satzung.

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(1)	 Zur Durchführung seiner Aufgaben hat der Verband folgende 

Arbeiten innerhalb seines Gebietes - mit Ausnahme der Niers 
und der Kleinen Niers - zu leisten:

	 a)	 Unterhaltung aller oberirdisch fließenden Gewässer II. 
Ordnung im Verbandsgebiet. 

	 Darüber hinaus kann der Verband folgende Arbeiten inner-
halb seines Gebietes - mit Ausnahme der Niers und der Klei-
nen Niers - leisten:

	 b)	 Ausbau, Beseitigung oder Umgestaltung von fließenden 
Gewässern, Gewässerteilen oder ihrer Ufer, Deiche und 
Dammbauten;

	 c)	 Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen in und an 
oberirdisch fließenden Gewässern, mit Ausnahme der An-
lagen von Versorgungs- und Verkehrsträgern;

	 d)	 Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen zum Anstau 
von Gewässern und von Rückhaltebecken und Grundstü-
cken zum Ausgleich der Wasserführung und zum Hoch-
wasserschutz;

	 e)	 Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen und Einrich-
tungen zur Be- und Entwässerung von Grundstücken;

	 f)	 Bau, Betrieb und Unterhaltung von land- und forstwirt-
schaftlichen Wegeflächen einschließlich der zugehörigen 
Durchlässe und Brückenbauwerke;

	 g)	 Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Grundstücksflä-
chen, Anlagen und Gewässern zum Schutz des Natur-
haushaltes, des Bodens und für die Landschaftspflege.

(2)	 Das Unternehmen nach Abs. 1 a ergibt sich aus dem Gewäs-
serplan im Maßstab 1 : 25.000 sowie dem Gewässerverzeich-
nis.

(3)	 Der Verband führt die in Abs. 1 b) bis g) genannten Verbands-
unternehmen durch, soweit er dazu in der Lage ist und der 
Verbandsausschuß die entsprechenden Einzelpläne be-
schlossen hat. Auf Durchführung zu einem bestimmten Zeit-
punkt haben die Mitglieder keinen Anspruch.

§ 6 Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen (zu § 33 WVG)
(1)	 Der Verband ist berechtigt, das Verbandsunternehmen auf 

den zum Verband gehörenden Grundstücken der dinglichen 
Mitglieder durchzuführen. Er darf die Grundstücke der Mit-

glieder betreten und die für das Unternehmen benötigten 
Stoffe (Steine, Erde, Rasen usw.) von diesen Grundstücken 
nehmen, soweit sie land- oder forstwirtschaftlich genutzt 
werden oder Unland oder Gewässer sind, wenn nicht ord-
nungsbehördliche Vorschriften entgegenstehen.

(2)	 Die Eigentümer der an die Gewässer angrenzenden Grund-
stücke haben den mit der Unterhaltung (Schneidung und 
Räu-mung etc.) beauftragten Arbeitern und deren Aufsicht 
den nötigen Zugang über ihre Grundstücke nach vorheriger 
Ankündigung zu gestatten und das Ablagern des Schneid- 
bzw. Räumgutes und den Gewässerausbau auf ihren Grund-
stücken zu dulden.

§ 7 Besondere Pflichten der Mitglieder (zu § 33 Abs. 2 WVG)
(1)	 Die Bewirtschaftung der Ufergrundstücke haben die Anlieger 

so durchzuführen, daß der Verband die Möglichkeit hat, an 
den Gewässern die Unterhaltung mit seinen Maschinen und 
Geräten durchzuführen.

(2)	 Als Weide genutzte Grundstücke, die an ein vom Verband 
zu unterhaltendes Gewässer angrenzen, sind einzuzäunen. 
Der Weidezaun muß einen Abstand von mind. 1,00 m - ab 
Oberkante Gewässerböschung gemessen - haben. Mit dem 
gleichen Mindestabstand sind Ufergrundstücke von jegli-
chem Holzaufwuchs freizuhalten und von der ackerbaulichen 
Nutzung auszuschließen. Einfriedungen (wie z. B. Maschen-
drahtzäune) und Anschüttungen müssen einen Abstand von 
mind. 1,50 m - ab Oberkante Gewässerböschung gemessen - 
haben. Gebäude, Mauern oder sonstige Anlagen am Gewäs-
ser müssen einen Abstand von mind. 3,00 m - ab Oberkante 
Gewässerböschung gemessen - haben. Eine Bewirtschaftung 
innerhalb der vorgenannten Mindestabstände, der der Ver-
band nicht zugestimmt hat, stellt eine Behinderung dar. Be-
hindert die Bewirtschaftungsart die Unterhaltung, so wird der 
Anlieger zu den Mehrkosten herangezogen. Die Eigentümer 
der Anliegergrundstücke sind verpflichtet, das oberhalb der 
Böschung abgelagerte Räumgut zu verwerten, zu beseitigen 
bzw. beseitigen zu lassen. Bis zum 1. Dezember eines jeden 
Jahres ist das Räumgut zu beseitigen. Ausgenommen von 
den Mindestabständen sind die Bepflanzungen, die vom Ver-
band aus unterhaltungstechnischen Gründen im Rahmen des 
§ 30 WHG Abs. 2 durchgeführt werden.

(3)	 Die Eigentümer von Anlagen in und an Gewässern sind ver-
pflichtet, ihre Anlagen so zu unterhalten, daß von ihrem 
baulichen Zustand keine zusätzlichen Erschwernisse oder 
Behinderungen der Unterhaltungsarbeiten hervorgerufen 
werden.

(4)	 Viehtränken, Übergänge oder ähnliche Anlagen sind nach An-
gaben des Verbandes so anzulegen und zu unterhalten, daß 
sie das Verbandsunternehmen nicht hemmen.

(5)	 Verbandsmitglieder, die ihren Pflichten gemäß Abs. 1 bis 4 
nicht nachkommen, werden zu den erhöhten Kosten der Ge-
wässerunterhaltung und des entstehenden Verwaltungsauf-
wandes herangezogen.

§ 8 Verbandsschau (zu § 44 und § 45 WVG)
(1)	 Die Anlagen, Gewässer bzw. Grundstücke des Verbandes 

sind entsprechend der vom Verbandsausschuß zu erlassen-
den Schauordnung zu schauen.

(2)	 Der Verbandsausschuß wählt drei Schaubeauftragte. Die 
Amtszeit der Schaubeauftragten beträgt 8 Jahre. Sie beginnt 
erstmalig mit der Wahl im Jahre 1996 und endet erstmalig am 
31. Dezember 2003. Die Verbandsschau leitet der Geschäfts-
führer.



72. Jahrgang Nr. 17 | Donnerstag, 27. April 2017  Seite 108

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T
§ 9 Organe des Verbandes (zu § 46 WVG)
Organe des Verbandes sind
	 a) der Verbandsausschuß,
	 b) der Vorstand.

§ 10 Zusammensetzung des Verbandsausschusses 
(zu § 46 und § 49 WVG)
(1)	 Der Verbandsausschuß hat 21 Mitglieder.

(2)	 Beitragspflichtige Mitglieder:
	 a)	 Städte und Gemeinden (gemäß § 4 Abs. 1 a der Satzung)
		  12 Mitglieder 
	 b)	 Erschwerer und Vorteilhabende (gemäß § 4 Abs. 1 b und 
		  1 c der Satzung)
		  2 Mitglieder 

(3)	 Beitragsfreie Mitglieder:
	 a)	 Uferanlieger
		  6 Mitglieder
	 b)	 Niersverband (gemäß § 4 Abs. 2 der Satzung)
		  1 Mitglied

(4)	 Aufteilung der Mitgliedersitze im Ausschuß:
	 a)	 Die Mitglieder zu Abs. 2 a verteilen sich wie folgt:
		  für die Städte und Gemeinden
		  Gruppe I	 Willich			   3 Mitglieder
		  Gruppe II	 Mönchengladbach, Kaarst, 
					    Meerbusch, Korschenbroich	 1 Mitglied
		  Gruppe III	 Viersen			   3 Mitglieder
		  Gruppe IV	 Grefrath, Nettetal		  1 Mitglied
		  Gruppe V	 Tönisvorst, Krefeld		 2 Mitglieder
		  Gruppe VI	 Kempen			   1 Mitglied
		  Gruppe VII	 Wachtendonk, Straelen	 1 Mitglied

	 b)	 Die Mitglieder zu Abs. 3 a verteilen sich auf die entspre-
chenden Stadt- bzw. Gemeindegebiete wie folgt:

		  ba)	 Willich, Mönchengladbach		 2 Mitglieder
		  bb)	Viersen				   1 Mitglied
		  bc)	 Grefrath, Nettetal		  1 Mitglied
		  bd)	Tönisvorst, Kempen, Krefeld	 1 Mitglied
		  be)	 Wachtendonk, Straelen		  1 Mitglied

	 c)	 Die Mitglieder zu Abs. 3 b verteilen sich wie folgt:
		  Niersverband			   1 Mitglied

(5)	 Jedes Mitglied hat einen Stellvertreter.

§ 11 Wahl des Verbandsausschusses (zu § 49 WVG)
(1)	 Die Ausschußmitglieder und ihre Stellvertreter werden von 

den wahlberechtigten Mitgliedern jeder einzelnen Gruppe 
gewählt.

	 a)	 Bei beitragspflichtigen Mitgliedern gewährt eine Beitrags-
zahlung von jährlich 200,- DM eine Stimme.

	 b)	 Bei beitragsfreien Mitgliedern gewährt das Eigentum am 
Gewässer oder am Anliegergrundstück von 200 lfdm (je-
weils in der Gewässerachse gemessen) eine Stimme.

	 c)	 Kein Wahlberechtigter kann mehr als 10 Stimmen auf sich 
vereinigen.

	 d)	 Überschießende Stimmen entfallen ersatzlos.
	 e)	 Mitglieder, die weniger als 200,- DM Jahresbeitrag oder we-

niger als 200 lfdm Anliegerlänge zu vertreten haben, kön-
nen sich zu Gruppen (Gruppenstimmen) in der jeweiligen 
Mitgliedergruppe zusammenschließen. Der Vorstandsvor-
sitzende weist die Mitglieder auf diese Möglichkeit hin.

	 f)	 Wählbar sind geschäftsfähige Verbandsmitglieder. Ist das 
Mitglied eine juristische Person des öffentlichen oder pri-
vaten Rechts oder eine Personengesellschaft, so ist eine 
von diesen benannte natürliche Person wählbar.

	 g)	 Der Zeitpunkt der Wahl wird vom Vorstandsvorsitzenden 
bestimmt. Die Wahl kann an mehreren Orten und ver-
schiedenen Tagen stattfinden.

(2)	 Die Städte und Gemeinden (§ 10 Abs. 2 a in Verbindung mit 
Abs. 4 a) Die Ausschußmitglieder und ihre Stellvertreter wer-
den von der jeweiligen Stadt- bzw. Gemeindegruppe benannt.

	 a)	 Wahlvorsteher in jeder Gemeindegruppe ist der Hauptge-
meindebeamte der Gemeinde mit dem größten Anteil an 
der Verbandsfläche.

	 b)	 Der Wahlvorsteher lädt die wahlberechtigten Gemeinden 
mindestens 14 Tage vor dem Wahltermin.

	 c)	 Die Wählerlisten werden 6 Wochen vor Wahltermin in den 
Geschäftsräumen des Verbandes ausgelegt.

	 d)	 Einsprüche gegen die Wählerlisten müssen spätestens 
14 Tage vor dem Termin angemeldet werden. Spätere Ein-
sprüche werden bei der Wahl nicht berücksichtigt.

	 e)	 Gewählt sind diejenigen, die in der Reihenfolge die meis-
ten Stimmen auf sich vereinigen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das vom Wahlvorsteher zu ziehende Los.

(3)	 Die Erschwerer und Vorteilhabenden (§ 10 Abs. 2 b)
	 Die Ausschußmitglieder und ihre Stellvertreter werden von 

den Mitgliedern der Erschwerergruppe gewählt.
	 a)	 Wahlvorsteher ist der Vorstandsvorsitzende.
	 b)	 Der Vorstandsvorsitzende lädt die Wahlberechtigten min-

destens 14 Tage vor dem Wahltermin. Die Ladung erfolgt 
durch Bekanntmachung gemäß § 43. Sie muß Ort und Zeit 
der Wahl enthalten.

	 c)	 Es gilt Abs. 2 c) entsprechend.
	 d)	 Es gilt Abs. 2 d) entsprechend.
	 e)	 Es gilt Abs. 2 e) entsprechend.

(4)	 Gewässereigentümer und Anlieger (§ 10 Abs. 3 a in Verbin-
dung mit Abs. 4 b)

	 Die Ausschußmitglieder und ihre Stellvertreter werden durch 
die Wahlberechtigten innerhalb der Gemeindegruppe ge-
wählt.

	 a)	 Wahlvorsteher ist in jeder Gemeindegruppe der Hauptge-
meindebeamte der Gemeinde mit dem größten Anteil an 
der Verbandsfläche.

	 b)	 Es gilt Abs. 3 b entsprechend.
	 c)	 Es gilt Abs. 2 c entsprechend.
	 d)	 Es gilt Abs. 2 d entsprechend.
	 e)	 Es gilt Abs. 2 e entsprechend.

(5)	 Niersverband (§ 10 Abs. 3 b in Verbindung mit Abs. 4 c)
	 Das Ausschußmitglied und sein Stellvertreter werden vom 

Niersverband benannt.

§ 12 Amtsdauer des Verbandsausschusses (zu § 49 WVG)
(1)	 Die Amtsdauer des Verbandsausschusses beträgt acht Jahre. 

Der Verbandsausschuß bleibt grundsätzlich bis zur Neuwahl 
im Amt, auch über die laufende Wahlperiode hinaus.

(2)	 Wenn ein Ausschußmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus-
scheidet und kein Vertreter an seine Stelle treten kann, ist für 
den Rest der Amtszeit nach § 10 bzw. § 11 Ersatz zu wählen 
bzw. zu ernennen.

(3)	 Die ausscheidenden Mitglieder bleiben bis zum Eintritt der 
neuen Mitglieder im Amt.

(4)	 Beamte oder Angestellte oder sonstige Vertreter eines Mit-
gliedes scheiden aus, wenn sie aus ihrem Amt oder einer An-
stellung beim Mitglied ausscheiden.

§ 13 Aufgaben des Verbandsausschusses (zu § 47 WVG)
Der Verbandsausschuß hat folgende Aufgaben:
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1)	 Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie ihrer 

Stellvertreter,

2)	 Wahl und Abberufung des Vorstandsvorsitzenden sowie des-
sen Stellvertreter,

3)	 Beschlußfassung über Änderungen der Satzung, des Unter-
nehmens, des Planes oder der Aufgabe des Verbandes sowie 
über die Grundsätze der Geschäftspolitik,

4)	 Beschlußfassung über die Umgestaltung und die Auflösung 
des Verbandes,

5)	 Beschlußfassung über die Schauordnung und die Wahl der 
Schaubeauftragten,

6)	 Beschlußfassung über die für die Beitragsberechnung erfor-
derlichen Veranlagungsregeln,

7)	 Festsetzung des Haushaltsplanes sowie von Nachtragshaus-
haltsplänen einschließlich der Festsetzung der maßgebli-
chen Hebesätze und des Stellenplanes,

8)	 Beschlußfassung über die Entlastung des Vorstandes,

9)	 Festsetzung von Vergütungen bzw. Entschädigungen für Mit-
glieder des Verbandsausschusses, Vorstandsmitglieder so-
wie für den Vorstandsvorsitzenden,

10)	Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen für Dienst- und 
Anstellungsverhältnisse der Verbandsbediensteten,

11)	 Beschlußfassung über den Einspruch gegen eine Zwangsfest-
setzung des Haushaltsplanes,

12)	Beschlußfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstands-
mitgliedern und dem Verband,

13)	Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten,

14)	Wahl eines verbandsinternen Prüfungsausschusses bzw. Be-
stellung der Prüfstelle.

§ 14 Sitzungen des Verbandsausschusses (zu § 50 und § 74 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende lädt, sofern es die Verbandsge-

schäfte erfordern, jedoch mindestens einmal im Jahr, die 
Ausschußmitglieder, die Vorstandsmitglieder und die Auf-
sichtsbehörde mit mindestens zweiwöchiger Frist zu einer 
Ausschußsitzung ein und teilt gleichzeitig die Tagesordnung 
mit. Der Vorstandsvorsitzende kann bei Bedarf Fachbehör-
den zu den Sitzungen hinzuziehen. In dringenden Fällen be-
darf es keiner Frist; in der Ladung ist darauf hinzuweisen.

(2)	 Zu einer Ausschußsitzung ist unverzüglich einzuladen, wenn 
mindestens ein Drittel der satzungs-mäßigen Ausschußmit-
gliederzahl diese schriftlich unter Angabe der Beratungsge-
genstände verlangt. Diese Sitzung muß mindestens inner-
halb eines Monats nach Eingang des Antrages stattfinden.

(3)	 Der Vorstandsvorsitzende leitet die Ausschußsitzungen. Er hat 
kein Stimmrecht. Die Mitglieder des Vorstandes sind befugt, 
das Wort zu ergreifen; sie haben jedoch kein Stimmrecht.

§ 15 Beschließen im Verbandsausschuß
(1)	 Der Ausschuß bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stim-

men der anwesenden Mitglieder. Jedes Ausschußmitglied 
hat eine Stimme. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung.

(2)	 Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte 
der Mitglieder des Verbandsausschusses vertreten ist. Ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen ist er beschlußfähig, 
wenn in der Einladung mitgeteilt worden ist, daß ohne Rück-
sicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlossen wird.

(3)	 Über die Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen; diese 
sind vom Vorstandsvorsitzenden und einem Ausschußmit-

glied zu unterschreiben und allen Ausschußmitgliedern zu-
zuleiten.

§ 16 Zusammensetzung des Vorstandes (zu § 52 und § 53 WVG)
(1)	 Der Vorstand besteht aus 6 ehrenamtlichen Verbandsmit-

gliedern. Jedes Vorstandsmitglied hat einen Stellvertreter. 
Der Vorstandsvorsitzende braucht nicht Verbandsmitglied zu 
sein. Für diesen Fall besteht der Vorstand aus 7 Mitgliedern.

(2)	 Die Vorstandsmitglieder und entsprechend deren Stellvertre-
ter verteilen sich auf die Mitgliedergruppen wie folgt:

	 a)	 auf die Mitgliedergruppe nach § 4 Abs. 1 a
		  3 Vorstandssitze
	 b)	 auf die Mitgliedergruppe nach § 4 Abs. 1 b und c
		  1 Vorstandssitz 
	 c)	 auf die Mitgliedergruppe nach § 4 Abs. 2
		  2 Vorstandssitze

(3)	 Jede der in § 4 Abs. 1 a bis c und Abs. 2 genannten Mitglieder-
gruppen wählt die auf sie nach § 16 Abs. 2 entfallenden Vor-
standsmitglieder selbst, und zwar auf Grund von Vorschlägen 
aus der Mitte der jeweiligen Gruppe im Ausschuß unter der 
Leitung des Vorstandsvorsitzenden.

(4)	 Der Verbandsausschuß kann den Verbandsvorstand, den 
Vorstandsvorsitzenden wie auch einzelne Vorstandsmitglie-
der mit einer Mehrheit von mindestens zwei Drittel seiner 
satzungsmäßigen Ausschußmitgliederzahl abberufen. Ein 
Antrag auf Abberufung muß schriftlich gestellt werden und 
von mindestens zwei Dritteln der Ausschußmitglieder unter-
zeichnet sein. Zu der Ausschußsitzung, in der über diesen 
Antrag entschieden werden soll, darf nicht mit verkürzter 
Ladungsfrist geladen werden. Die Abberufung und ihr Grund 
sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Die Aufsichtsbehörde 
kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang 
der Anzeige unter Angabe von Gründen widersprechen. Wi-
derspricht die Aufsichtsbehörde, so ist die Abberufung un-
wirksam.

(5)	 Aufgaben und Befugnisse als Vorstandsmitglied können 
nicht übertragen werden. Vorstandsmitglieder und deren 
Stellvertreter können nicht gleichzeitig Ausschußmitglieder 
sein.

§ 17 Amtszeit des Vorstandes (zu § 53 WVG)
(1)	 Die Amtszeit des Vorstandes beträgt acht Jahre. Der Vorstand 

bleibt grundsätzlich bis zur Neuwahl im Amt, auch über die 
laufende Wahlperiode hinaus.

(2)	 Wenn ein Vorstandsmitglied vor dem Ablauf der Amtszeit aus-
scheidet und kein Stellvertreter an seine Stelle treten kann, 
so ist für den Rest der Amtszeit nach § 16 Ersatz zu wählen.

(3)	 Beamte, Angestellte oder sonstige Vertreter eines Verbands-
mitgliedes scheiden aus, wenn sie aus ihrem Amt oder ihrer 
Anstellung beim Verbandsmitglied ausscheiden.

(4)	 Die ausscheidenden Vorstandsmitglieder bleiben bis zur 
Wahl der neuen Vorstandsmitglieder im Amt.

§ 18 Aufgaben des Vorstandes (zu § 51 und § 54 WVG)
(1)	 Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte des Verbandes, zu de-

nen nicht durch Gesetz oder Satzung der Verbandsausschuß 
berufen ist.

(2)	 Der Vorstand beschließt insbesondere über:
	 a)	 die Vorschläge zur Änderung oder Ergänzung der Satzung, 

des Unternehmens, des Planes, der Einzelpläne oder der 
Aufgabe des Verbandes,

	 b)	 die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern (§ 23, 24 WVG),
	 c)	 die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge,
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	 d)	 die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten,
	 e)	 die Bewirtschaftung der Rücklagen,
	 f)	 die Aufstellung der Jahresrechnung,
	 g)	 die Anstellung und Entlassung des Geschäftsführers ein-

schl. seiner Vergütung und Entschädigung,
	 h)	 Widersprüche gegen die Beitragsveranlagung,
	 i)	 Angelegenheiten, deren finanzielle Auswirkungen den 

Betrag von 50.000,- DM übersteigen,
	 j)	 die Aufstellung der Schauordnung,
	 k)	 die Geschäftsordnung.

§ 19 Sitzungen des Vorstandes (zu § 56 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende lädt, sofern es die Verbandsge-

schäfte erfordern oder 3 Vorstandsmitglieder es fordern, 
jedoch mindestens zweimal im Jahr, die Vorstandsmitglie-
der und die Aufsichtsbehörde mit mindestens zweiwöchiger 
Frist zu den Sitzungen ein. Er teilt mit der Einladung die Ta-
gesordnung mit. Der Vorstandsvorsitzende kann bei Bedarf 
Fachbehörden und den Niersverband zu den Sitzungen hin-
zuziehen.

(2)	 Die Einladungsfrist kann in dringenden Fällen auf 3 Tage ver-
kürzt werden. In der Ladung ist darauf hinzuweisen.

(3)	 Der Vorstandsvorsitzende leitet die Vorstandssitzungen. Er 
hat Stimmrecht.

(4)	 An allen Sitzungen nimmt der Geschäftsführer teil.

§ 20 Beschließen im Vorstand (zu § 56 WVG)
(1)	 Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stim-

men der anwesenden Vorstandsmitglieder. Stimmengleich-
heit bedeutet Ablehnung. Jedes Vorstandsmitglied hat eine 
Stimme.

(2)	 Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte 
aller Vorstandsmitglieder anwesend ist. Ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Erschienenen ist er beschlußfähig, wenn bei der 
Einladung mitgeteilt worden ist, daß ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Erschienenen beschlossen wird.

(3)	 Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind gültig, wenn 
kein Vorstandsmitglied widerspricht.

(4)	 Über die Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen, die vom 
Vorstandsvorsitzenden und einem Vorstandsmitglied zu un-
terschreiben und allen Vorstandsmitgliedern zuzuleiten sind.

§ 21 Geschäfte des Vorstandsvorsitzenden und des Vorstandes
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende führt den Vorsitz im Vorstand und 

im Verbandsausschuß. Ihm obliegen alle Geschäfte im Rah-
men der Beschlüsse des Verbandsausschusses über die 
Grundsätze der Geschäftspolitik.

(2)	 Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem 
Verband insbesondere dafür verantwortlich, daß die Bestim-
mungen der Satzung eingehalten und die Beschlüsse des 
Verbandsausschusses ausgeführt werden.

(3)	 Der Vorstand unterrichtet in angemessenen Zeitabständen 
die Verbandsmitglieder in geeigneter Weise über die Angele-
genheiten des Verbandes.

§ 22 Geschäftsführer
(1)	 Der Verband hat einen Geschäftsführer.

(2)	 Der Geschäftsführer führt seine Tätigkeit im Rahmen der vom 
Vorstand zu erlassenden Geschäftsordnung.

(3)	 Der Geschäftsführer ist Dienstvorgesetzter aller Dienstkräfte 
des Verbandes.

§ 23 Dienstkräfte
Der Verband hat einen Kassenverwalter und bei Bedarf weitere 
Dienstkräfte einzustellen, soweit die Stellen im Haushaltsplan 
(Stellenplan) ausgewiesen sind.

§ 24 Gesetzliche Vertretung des Verbandes 
(zu § 54 und § 55 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende vertritt den Verband gerichtlich 

und außergerichtlich, sofern nicht der Geschäftsführer für be-
stimmte Bereiche hierzu berufen ist.

(2)	 Der Geschäftsführer vertritt den Verband gerichtlich und au-
ßergerichtlich für den Bereich der laufenden Verwaltung und 
für darüber hinausgehende Angelegenheiten, zu denen er 
durch Beschluß des Vorstandes bzw. des Ausschusses aus-
drücklich ermächtigt wird.

(3)	 Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, 
bedürfen der Schriftform; sie sind nach Maßgabe der für den 
jeweiligen Fall geltenden Regelung von dem Vertretungsbe-
rechtigten zu unterzeichnen.

(4)	 Die Aufsichtsbehörde erteilt den vertretungsbefugten Perso-
nen eine Bestätigung über die jeweilige Vertretungsbefugnis.

§ 25 Aufwandsentschädigung, Sitzungsgeld (zu § 52 WVG)
(1)	 Die Vorstands- und Ausschußmitglieder sind ehrenamtlich 

tätig.

(2)	 Die Vorstands- und Ausschußmitglieder und sonstige ehren-
amtlich Tätigen erhalten bei Wahrnehmung ihres Amtes als 
Ersatz für ihre notwendigen Auslagen ein Sitzungsgeld und 
eine Reisekostenpauschale.

(3)	 Der ehrenamtlich tätige Vorstandsvorsitzende erhält eine 
jährliche Entschädigung. Sie umfaßt den Ersatz der Ausla-
gen, den Mehraufwand in einer Pauschale und den Ersatz der 
Fahrkosten.

§ 26 Haushaltsführung
(1)	 Für den Haushaltsplan des Verbandes gilt - mit Ausnahme 

des § 2 Abs. 2.1, Abs. 2.6, der §§ 33, 37, 38 sowie § 43 Abs. 
1 - die Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des 
Haushaltsplans der Gemeinden - Gemeindehaushaltsverord-
nung (GemHVO) - vom 6. Dezember 1972 in der jeweils gülti-
gen Fassung.

(2)	 Bei der Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes 
sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
zu beachten.

§ 27 Haushaltsplan (zu § 65 WVG)
(1)	 Der Verbandsvorstand stellt für jedes Haushaltsjahr den 

Haushaltsplan und nach Bedarf Nachträge dazu durch Be-
schluß auf. Der Verbandsausschuß setzt den Haushaltsplan 
vor Beginn des Haushaltsjahres und die Nachträge während 
des laufenden Haushaltsjahres fest.

(2)	 Der Haushaltsplan enthält alle voraussehbaren Einnahmen 
und Ausgaben des Verbandes im kommenden Rechnungs-
jahr, ferner den Stellenplan, den Zins- und Tilgungsplan der 
aufgenommenen Darlehen, Verpflichtungsermächtigungen, 
einen Nachweis der Rücklagen und eine Vermögensüber-
sicht. Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Verwaltung 
aller Einnah-men und Ausgaben.

(3)	 Die Ausgaben, die nicht aus den Verwaltungseinnahmen, 
insbesondere aus den Beiträgen der Mitglieder, sondern aus 
dem Vermögen, aus Darlehen oder aus nicht regelmäßig wie-
derkehrenden Mitteln bestritten werden, sind in den Vermö-
genshaushaltsplan aufzunehmen.
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(4)	 Der Höchstbetrag des Kassenkredites darf 20 % der Mitglie-

derbeiträge des Vorjahres nicht übersteigen.

(5)	 Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 28 Nichtplanmäßige Ausgaben (zu § 65 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende bewirkt Ausgaben, die im Haus-

haltsplan nicht oder noch nicht festgesetzt sind, wenn der 
Ver-band dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erhebliche 
Nachteile bringen würde. Entsprechendes gilt für Anordnun-
gen, durch die Verbindlichkeiten des Verbandes entstehen 
können, ohne daß ausreichende Mittel im Haushaltsplan 
vorgesehen sind.

(2)	 Über nichtplanmäßige Ausgaben unterrichtet der Vor-
standsvorsitzende unverzüglich den Vorstand. Über- oder 
außerplanmäßige Ausgaben sind dem Verbandsausschuß 
in der nächsten Sitzung zum Zwecke der Entlastung des 
Verbandsvorstandes zur Genehmigung vorzulegen. Der Vor-
stand unternimmt, falls erforderlich, die Aufstellung eines 
Nachtragshaushaltes und dessen Festsetzung durch den Ver-
bandsausschuß.

§ 29 Rücklagen
(1)	 Der Verband hat eine Betriebsmittelrücklage. Sie soll 10 % 

der Jahresbeitragssumme entsprechen.

(2)	 Der Verband hat eine Geräteerneuerungsrücklage zu bilden.

(3)	 Der Verband hat für Anlagen, die in seinem Eigentum stehen 
(Wehre, Pumpstationen, Brücken etc.), Erneuerungsrückla-
gen zu bilden.

(4)	 Der Verband kann weitere Rücklagen bilden.

§ 30 Rechnungslegung und Prüfung
(1)	 Der Vorstand stellt durch Beschluß in der ersten Hälfte des 

neuen Rechnungsjahres die Rechnung über alle Einnahmen 
und Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemäß 
dem Haushaltsplan und seiner Nachträge auf und legt sie 
dem vom Verbandsausschuß zu bestimmenden Prüfungsaus-
schuß bzw. der Prüfstelle mit allen Unterlagen zur Prüfung vor.

(2)	 Die Prüfung erstreckt sich insbesondere darauf, ob 
	 a)	 nach der Rechnung der Haushaltsplan befolgt ist,
	 b)	 die einzelnen Einnahmen und Ausgaben der Rechnung 

ordnungsgemäß nachgewiesen sind,
	 c)	 die Rechnungsbeträge mit Recht und Satzung im Einklang 

stehen,
	 d)	 der Vermögensstand richtig nachgewiesen ist.

(3)	 Der Prüfungsausschuß bzw. die Prüfstelle berichtet dem Vor-
stand schriftlich über das Ergebnis seiner/ihrer Prüfungen.

§ 31 Prüfung der Jahresrechnung
Der Vorstandsvorsitzende gibt die Jahresrechnung und den Prüf-
bericht der Verbandsprüfstelle an die von der Aufsichtsbehörde 
bestimmte Prüfstelle ab.

§ 32 Entlastung des Vorstandes (zu § 47 und § 49 WVG)
Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen der Prüfstelle zur Jah-
resrechnung stellt der Vorstand die Vollständigkeit und Richtig-
keit der Rechnung fest. Er legt die Jahresrechnung, den Bericht 
der Prüfstelle (ggf. den Bericht des Verbandsprüfers) mit seiner 
Stellungnahme hierzu dem Verbandsausschuß vor. Dieser be-
schließt über die Entlastung des Vorstandes.

§ 33 Beiträge (zu § 28 und § 29 WVG)
(1)	 Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, 

die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbindlichkeiten und 
zu einer ordentlichen Haushaltsführung notwendig sind.

(2)	 Die Beiträge bestehen in Geldleistungen.

(3)	 Die Festsetzung einer Bagatellgrenze ist zulässig.

(4)	 Ein ausgeschiedenes Mitglied bleibt zu den bis zu seinem 
Ausscheiden festgesetzten Beiträgen verpflichtet. Es kann 
auch zu späteren Beiträgen wie ein Mitglied wegen der Auf-
wendungen herangezogen werden, die durch sein Ausschei-
den ver-geblich geworden sind und die nicht vermieden 
werden können. Dem Ausscheiden entsprechend ist die Ein-
schränkung der Teilnahme eines Mitgliedes zu behandeln.

(5)	 Der Verband ist berechtigt, Eigentümer von Grundstücken 
oder Anlagen, die nicht Verbandsmitglied sind, wie ein Mit-
glied für den durch das Verbandsunternehmen entstehenden 
Vorteil mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde zu Beiträgen 
heran-zuziehen (siehe § 28 Abs. 3 WVG).

(6)	 Beiträge sind öffentliche Lasten.

§ 34 Beitragsgruppen
Die Beiträge sind getrennt zu erheben nach den Aufwendungen 
des Verbandes für
I.	 Betrieb und Unterhaltung von
	 a)	 oberirdisch fließenden Gewässern;
	 b)	 Anlagen in und an oberirdisch fließenden Gewässern;
	 c)	 Anlagen zum Aufstau von Gewässern, zum Ausgleich der 

Wasserführung und zum Hochwasserschutz;
	 d)	 Anlagen zur Be- und Entwässerung von Grundstücken;
	 e)	 land- und forstwirtschaftlichen Wegeflächen;
	 f)	 Grundstücksflächen, Anlagen und Gewässern zum Schutz 

des Naturhaushalts.
II.	 Aufwendungen für den Ausbau, Beseitigung oder Umgestal-

tung von
	 a)	 oberirdisch fließenden Gewässern;
	 b)	 Anlagen in und an oberirdisch fließenden Gewässern;
	 c)	 Anlagen zum Aufstau von Gewässern, zum Ausgleich der 

Wasserführung und zum Hochwasserschutz;
	 d)	 Anlagen zur Be- und Entwässerung von Grundstücken;
	 e)	 land- und forstwirtschaftlichen Wegeflächen;
	 f)	 Grundstücksflächen, Anlagen und Gewässern zum Schutz 

des Naturhaushalts.

§ 35 Beitragsverhältnis
(1)	 Die Beitragslast verteilt sich auf die beitragspflichtigen Mit-

glieder im Verhältnis der Vorteile, die sie von der Durchfüh-
rung der Aufgaben des Verbandes haben, und der Lasten, 
die der Verband auf sich nimmt, um den von den Mitgliedern 
ausgehenden schädigenden Einwirkungen zu begegnen oder 
um ihnen Leistungen abzunehmen. Vorteile sind auch die Er-
leichterung einer Pflicht des Mitgliedes und die Möglichkeit, 
die Maßnahmen des Verbandes zweckmäßig und wirtschaft-
lich auszunutzen (Vorteilsprinzip).

(2)	 Auf der Grundlage dieses Prinzips verteilt sich die Beitrags-
last für die Unterhaltung bzw. den Betrieb auf die Mitglieder:

	 A)	 der oberirdisch fließenden Gewässer im Verhältnis der 
Flächeninhalte der zum Verband gehörenden Gemeinde- 
bzw. Stadtgebiete, wobei die versiegelten Flächen höher 
bewertet werden. Mitglieder, die durch ihre Anlagen die 
Gewässerunterhaltung erschweren, werden zu diesen 
Mehrkosten vorab herangezogen.

	 B)	 von Anlagen in und an oberirdisch fließenden Gewässern 
entsprechend den Aufwendungen für die Anlagen auf die 
jeweiligen Mitglieder (Nutznießer bzw. Eigentümer der 
Anlagen).

	 C)	 von Anlagen zum Aufstau von Gewässern, zum Ausgleich 
der Wasserführung und für den Hochwasserschutz ent-
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sprechend den Aufwendungen auf die beteiligten Flächen 
der Städte und Gemeinden im jeweiligen Einzugsgebiet 
des Gewässers. Versiegelte Flächen (meist im Zusammen-
hang bebaute Ortsteile) sind höher zu bewerten.

	 D)	 von Anlagen zur Be- und Entwässerung von Grundstücken 
entsprechend den anfallenden Aufwendungen auf die je-
weiligen Grundstückseigentümer.

	 E)	 von land- und forstwirtschaftlichen Wegeflächen auf die 
jeweiligen Städte und Gemeinden entsprechend der an-
teiligen Länge an dem zu unterhaltenden Wegenetz.

	 F)	 von Grundstücksflächen, Anlagen und Gewässern ent-
sprechend den Aufwendungen im Verhältnis der zu be-
treuenden Flächeninhalte, Anlagen bzw. Gewässerlängen 
auf die Städte und Gemeinden, soweit nicht Grundstücks-
eigentümer herangezogen werden.

(3)	 Die Höhe der Beitragssätze sowie der Maßstab der Ermittlung 
ergibt sich im Übrigen aus den Veranlagungsregeln.

(4)	 Der Aufwand des Verbandes für den Ausbau, die Beseitigung 
oder Umgestaltung nach § 34 Abs. 1 II wird auf die jeweili-
gen Mitglieder nach dem Maße ihres Vorteils verteilt. Hierzu 
werden zwei Sachverständige, die nicht dem Verband ange-
hören, vom Vorstand nach Anhörung der Aufsichtsbehörde 
bestimmt. Die Sachverständigen setzen das Vorteilsverhält-
nis der einzelnen Mitglieder bzw. der einzelnen Grundstücke 
sowie die Anzahl der Vorteilhabenden fest. Der Geschäfts-
führer nimmt an den Sitzungen der Sachverständigen teil. 
Bei Meinungsverschiedenheiten der Sachverständigen ent-
scheidet der Vorstand. Das Sachverständigengutachten dient 
dem Verbandsausschuß zur endgültigen Festsetzung des 
Beitragsverhältnisses. Bis zur Erstellung des Gutachtens und 
Beschluß durch den Verbandsausschuß kann - aufgrund von 
vorläufigen Ermittlungen durch die Geschäftsführung - der 
Vorstand nach pflichtgemäßem Ermessen eine vorläufige 
Festsetzung des Beitragsverhältnisses beschließen.

§ 36 Ermittlung des Beitragsverhältnisses (zu § 26 und § 30 WVG)
(1)	 Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle 

für die Veranlagung erforderlichen Angaben wahrheitsge-
mäß und rechtzeitig zu machen und den Verband bei örtlich 
notwendigen Feststellungen zu unterstützen. Insbesondere 
Ver-änderungen in den Veranlagungsgrundlagen sind dem 
Verband unverzüglich mitzuteilen. Der Verband ist verpflich-
tet, erst vom Zeitpunkt der Kenntnisnahme an, die entspre-
chenden Änderungen bei der Beitragsveranlagung vorzu-
nehmen.

(2)	 Die in Abs. 1 genannte Verpflichtung besteht nur gegenüber 
Personen, die vom Verband durch eine schriftliche Vollmacht 
als zur Einholung der Auskünfte oder zur Einsicht und Besich-
tigung berechtigt ausgewiesen sind.

(3)	 Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach 
pflichtgemäßem Ermessen durch den Vorstand geschätzt, 
wenn 

	 a)	 das Mitglied die Bestimmung des Abs. 1 verletzt hat,
	 b)	 es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht möglich 

ist, den Beitrag eines Mitgliedes zu ermitteln.

§ 37 Beitragsveranlagung (zu § 31 WVG)
(1)	 Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge aufgrund der Sat-

zung, der Veranlagungsregeln und des Beitragssatzes durch 
den Beitragsbescheid.

(2)	 Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säum-
niszuschlag zu zahlen. Näheres bestimmen die Veranla-
gungsregeln.

§ 38 Vorausleistungen auf Verbandsbeiträge (zu § 32 WVG)
Soweit es für die Durchführung des Unternehmens und die Ver-
waltung erforderlich ist, erhebt der Verband von den Verbands-
mitgliedern Vorausleistungen auf die Verbandsbeiträge nach den 
Maßstäben des Vorjahres.

§ 39 Sachbeiträge (zu § 28 und § 30 WVG)
Die Verbandsmitglieder können zu Hand- und Spanndiensten für 
das Verbandsunternehmen herangezogen werden.

§ 40 Ordnungsgewalt
Der Vorstand kann auf Gesetz oder Satzung beruhende Anord-
nungen, insbesondere zum Schutz des Verbandsunternehmens, 
erlassen.

§ 41 Zwangsvollstreckung
(1)	 Der Einzug der Beiträge erfolgt nach Satzung und Veranla-

gungsregeln durch die Verbandskasse.

(2)	 Die auf Gesetz oder Satzung beruhenden Forderungen des Ver-
bandes können nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVG NW) vom 23. Juli 1957 
in der Neufassung vom 13. Mai 1980 (GV NW S. 510) vollstreckt 
werden.

(3)	 Vollstreckungsbehörde ist der Vorstandsvorsitzende.

(4)	 Das Vollstreckungsverfahren kann sich auch gegen Nutzungs-
berechtigte richten.

§ 42 Rechtsbehelfe
Die Rechtsbehelfe gegen den Beitragsbescheid, Ordnungsmaß-
nahmen, Zwang und andere Verwaltungsakte des Verbandes und 
seiner Organe richten sich nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17) in der jeweils gelten-
den Fassung. Die Verwaltungsakte sind mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen.

§ 43 Bekanntmachungen
(1)	 Die Bekanntmachungen des Verbandes werden im Amtsblatt 

des Kreises Viersen sowie in den Lokalteilen der „Rheini-
schen Post“, die im Verbandsgebiet liegen, veröffentlicht.

(2)	 Für Bekanntmachungen umfangreicherer Unterlagen des Ver-
bandes genügt die Bekanntgabe des Ortes, wo Einblick ge-
nommen werden kann.

§ 44 Aufsicht (zu § 72 und § 73 WVG)
(1)	 Aufsichtsbehörde des Verbandes ist der Oberkreisdirektor 

Viersen.

(2)	 Obere Aufsichtsbehörde des Verbandes ist die Bezirksregie-
rung Düsseldorf.

(3)	 Oberste Aufsichtsbehörde des Verbandes ist das Ministerium 
für Umwelt, Raumordnung und Land-wirtschaft des Landes 
Nordrhein-Westfalen.

§ 45 Genehmigungspflichtige Geschäfte
(1)	 Der Verband bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde
	 a)	 zu unentgeltlichen Veräußerungen von Vermögensgegen-

ständen;
	 b)	 zur Aufnahme von Darlehen, die den Betrag von 200.000,- 

DM übersteigen;
	 c)	 zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied ein-

schließlich der Vereinbarung von Vergütungen, soweit sie 
über den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen;

	 d)	 zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus Ge-
währleistungsverträgen und zur Bestellung von Sicherheiten.

(2)	 Die Genehmigung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, die 
einem der in Abs. 1 angegebenen Geschäften gleichkom-men.
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(3)	 Zur Aufnahme von Kassenkrediten, soweit die in der Satzung 

festgelegte Höchstgrenze überschritten wird, genügt eine mit 
einem Höchstbetrag zu gebende Ermächtigung der Aufsichts-
behörde. Die Ermächtigung erlischt mit dem Ablauf des Haus-
haltsjahres.

§ 46 Verschwiegenheitspflicht
Vorstandsmitglieder, Mitglieder des Verbandsausschusses, Ge-
schäftsführer und Angestellte des Verbandes sind verpflichtet, 
über alle ihnen bei der Durchführung ihrer Aufgaben bekannt-
werdenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse Verschwiegenheit 
zu bewahren.

§ 47 Inkrafttreten (zu § 58 WVG)
(1)	 Diese Satzung tritt am 1. Januar 1996 in Kraft.
(2)	 Gleichzeitig tritt die Satzung des Verbandes vom 1. Januar 

1984 außer Kraft.

Artikel 1b
Die Regelungen in Artikel 1a treten rückwirkend zum 01.01.1996 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Verbandssatzung des Ver-
bandes vom 28.02.1983 in der Fassung der Änderungssatzung 
vom 02.12.1988 außer Kraft. 

Artikel 2a (Satzungsänderung durch Ausschussbeschluss vom 
12.12.1997)
Die §§ 29 Abs. 1, 31 und 32 der Verbandsatzung vom 01.01.1996 
in der Fassung unter Artikel 1a erhalten die folgenden Fassungen:

 

§ 29 Rücklagen
(1)	 Der Verband hat eine Betriebsmittelrücklage. Sie soll 4 % der 

Jahresbeitragssumme entsprechen. 

§ 31 Prüfung der Jahresrechnung
Der Vorstandsvorsitzende gibt die Jahresrechnung und den Prüf-
bericht der Verbandsprüfstelle an die Aufsichtsbehörde ab.

§ 32 Entlastung des Vorstandes (zu § 47 und § 49 WVG)
Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen der Prüfstelle des Ver-
bandes zur Jahresrechnung stellt der Verband die Vollständigkeit 
und Richtigkeit der Rechnung fest. Der Vorstandsvorsitzende legt 
die Jahresrechnung, den Bericht der Prüfstelle des Verbandes 
(ggf. den Bericht der aufsichtsbehördlichen Prüfstelle) mit seiner 
Stellungnahme hierzu dem Verbandsausschuß vor. Dieser be-
schließt über die Entlastung des Vorstandes.

Artikel 2b
Die Regelungen in Artikel 2a treten rückwirkend zum 1.1.1998 in 
Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 29 Abs. 1, 31 und 32 in der bis 
dahin geltenden Fassung außer Kraft.

Artikel 3a (Satzungsänderung durch Ausschussbeschluss vom 
31.08.2001)
Die § 11 Abs. 1 a) und e), § 18 Abs. 2 i), § 36 Abs. 1 und § 45 
Abs. 1 b) der Verbandsatzung vom 01.01.1996 in der Fassung un-
ter Artikel 1a sowie den Änderungen unter Artikel 2a erhalten die 
folgende Fassung: 

§ 11 Abs. 1 a) und e)
a)	 Bei beitragspflichtigen Mitgliedern gewährt eine Beitragszah-

lung von jährlich 100,- € eine Stimme.

e)	 Mitglieder, die weniger als 100,- € Jahresbeitrag oder weniger 
als 200 lfdm Anliegerlänge zu vertreten haben, können sich 
zu Gruppen (Gruppenstimmen) in der jeweiligen Mitglieder-
gruppe zusammenschließen. Der Vorstandsvorsitzende weist 
die Mitglieder auf diese Möglichkeit hin.

§ 18 Abs. 2 i)
i)	 Angelegenheiten, deren finanzielle Auswirkungen den Betrag 

von 30.000,- € übersteigen,

§ 36 Abs. 1
(1)	 Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle 

für die Veranlagung erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß 
und rechtzeitig zu machen und den Verband bei örtlich not-
wendigen Feststellungen zu unterstützen. Insbesondere Ver-
änderungen in den Veranlagungsgrundlagen sind dem Ver-
band unverzüglich mitzuteilen. Der Verband ist verpflichtet, 
erst vom Zeitpunkt der Kenntnisnahme an, die entsprechen-
den Änderungen bei der Beitragsveranlagung vorzunehmen. 
Mitglieder, die nach ihrem Grundeigentum zu Beiträgen ver-
anlagt werden, bleiben bei Veräußerung ihres Grundstückes 
für das laufende Kalenderjahr beitragspflichtig.

§ 45 Abs. 1 b)
b)	 zur Aufnahme von Darlehen, die den Betrag von 150.000,- € 

übersteigen;

Artikel 3b
Die Regelungen in Artikel 3a treten rückwirkend zum 1.1.2002 in 
Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 11 Abs. 1 a) und e), § 18 Abs. 2 i),
§ 36 Abs. 1 und § 45 Abs. 1 b) in der bis dahin geltenden Fassung 
außer Kraft. 

Artikel 4a (Satzungsänderung durch Ausschussbeschluss vom 
15.12.2006)
Die §§ 3, 5, 18, 26, 29 Abs. 1, 43, 44 sowie die Überschrift zu § 4 
der Verbandsatzung vom 01.01.1996 in der Fassung unter Artikel 
1a sowie den Änderungen unter Artikel 2a und 3a erhalten die 
folgenden Fassungen: 

§ 3 Aufgaben (zu § 2 und § 5 WVG)
(1)	 Der Verband hat in seinem Verbandsgebiet zur Aufgabe:
	 a)	 den Ausbau einschließlich des naturnahen Rückbaues und 

die Unterhaltung von oberirdisch fließenden Gewässern;
	 b)	 die Regelung des Wasserabflusses einschließlich des Aus-

gleichs der Wasserführung und die Sicherung des Hoch-
wasserabflusses in oberirdisch fließenden Gewässern;

	 c)	 die Abfallentsorgung (Einsammeln und Befördern des 
Abfallgutes) im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Verbandsaufgaben;

(2)	 Darüber hinaus kann der Verband durch Beschluss des Aus-
schusses folgende Aufgaben übernehmen:

	 a)	 den Bau und die Unterhaltung von Anlagen in und an 
oberirdisch fließenden Gewässern, ausgenommen Anla-
gen von Versorgungs- und Verkehrsträgern;

	 b)	 den Bau und die Unterhaltung von land- und forstwirt-
schaftlichen Wegen einschließlich der zugehörigen Brü-
ckenbauwerke;

	 c)	 die Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anla-
gen und Gewässern zum Schutz des Naturhaushalts, des 
Bodens und für die Landschaftspflege.

(3)	 Ausgenommen von den vorgenannten Aufgaben sind die Ge-
wässer Niers und Kleine Niers.

(4)	 Aufgaben, die nach Abs. 2 a - c dem Verband obliegen, haben 
die bisher dazu Verpflichteten weiter zu erfüllen, bis der Ver-
band sie durch Ausschussbeschluss übernimmt.

(5)	 Der Verband kann Aufträge übernehmen, die zwar nicht er-
forderlich, aber dienlich sind und mit seinen Aufgaben in Zu-
sammenhang stehen. Die Kosten trägt der Auftraggeber. 

§ 4 Mitglieder (zu §§ 4, 8, 9, 22, 23, 24, 25 WVG)

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(1)	 Zur Durchführung seiner Aufgaben kommen folgende Arbei-

ten innerhalb des Verbandsgebietes - mit Ausnahme der 
Niers und der Kleinen Niers - in Betracht:



72. Jahrgang Nr. 17 | Donnerstag, 27. April 2017  Seite 114

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T
	 a)	 Unterhaltung aller oberirdisch fließenden Gewässer II. 

Ordnung im Verbandsgebiet;
	 b)	 Ausbau, Beseitigung oder Umgestaltung von fließenden 

Gewässern, Gewässerteilen oder ihrer Ufer, Deiche und 
Dammbauten;

	 c)	 Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen in und an 
oberirdisch fließenden Gewässern, mit Ausnahme der An-
lagen von Versorgungs- und Verkehrsträgern;

	 d)	 Bau, Betrieb und Unterhaltung von Anlagen zum Anstau 
von Gewässern und von Rückhaltebecken und Grundstü-
cken zum Ausgleich der Wasserführung und zum Hoch-
wasserschutz;

	 e)	 Bau, Betrieb und Unterhaltung von land- und forstwirt-
schaftlichen Wegeflächen einschließlich der zugehörigen 
Durchlässe und Brückenbauwerke;

	 f)	 Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Grundstücksflä-
chen, Anlagen und Gewässern zum Schutz des Natur-
haushaltes, des Bodens und für die Landschaftspflege.

(2)	 Das Unternehmen nach Abs. 1 a ergibt sich aus dem Gewäs-
serplan im Maßstab 1 : 25.000 sowie dem Gewässerverzeich-
nis. Beide sind nicht Gegenstand der Satzung. 

(3)	 Der Verband führt die in Abs. 1 b bis f genannten Verbandsun-
ternehmen durch, soweit er dazu in der Lage ist und der Ver-
bandsausschuss die entsprechenden Einzelpläne beschlos-
sen hat. Auf Durchführung zu einem bestimmten Zeitpunkt 
haben die Mitglieder keinen Anspruch.

§ 18 Aufgaben des Vorstandes (zu § 51 und § 54 WVG)
(1)	 Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte des Verbandes, zu de-

nen nicht durch Gesetz oder Satzung der Verbandsausschuss 
berufen ist.

(2)	 Der Vorstand beschließt insbesondere über:
	 a)	 die Vorschläge zur Änderung oder Ergänzung der Satzung, 

des Unternehmens, des Planes, der Einzelpläne oder der 
Aufgabe des Verbandes,

	 b)	 die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern 
		  (§ 23, 24 WVG),
	 c)	 die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge,
	 d)	 die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten,
	 e)	 die Bewirtschaftung der Rücklagen,
	 f)	 die Aufstellung der Jahresrechnung,
	 g)	 die Anstellung und Entlassung des Geschäftsführers ein-

schl. seiner Vergütung und Entschädigung,
	 h)	 Widersprüche gegen die Beitragsveranlagung, soweit 

nicht der Geschäftsführer hierfür zuständig ist, 
	 i)	 die Aufstellung der Schauordnung,
	 j)	 die Geschäftsordnung gemäß § 22 Abs. 2.

§ 26 Haushaltsführung
(1)	 Für den Haushaltsplan des Verbandes gilt mit Ausnahme des 

§ 1 Abs. 2, § 28, § 31, Abs. 2 Nr. 1.7 sowie § 41 Abs. 3 die 
Verordnung über die Aufstellung und Ausführung des Haus-
haltsplans der Gemeinden Gemeindehaushaltsverordnung 
(GemHVO) vom 14. Mai 1995 in der jeweils gültigen Fassung.

(2)	 Bei der Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplanes 
sind die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
zu beachten.

§ 29 Rücklagen
(1)	 Der Verband hat eine allgemeine Rücklage. Sie soll mind. 4 % 

der Jahresbeitragssumme entsprechen.

§ 43 Bekanntmachungen
(1)	 Bekanntmachungen des Verbandes werden im Amtsblatt der 

Bezirksregierung Düsseldorf veröffentlicht.

(2)	 Für Bekanntmachungen umfangreicherer Unterlagen des Ver-
bandes genügt die Bekanntgabe des Ortes, wo Einblick ge-
nommen werden kann.

§ 44 Aufsicht (zu § 72 und § 73 WVG)
(1)	 Aufsichtsbehörde des Verbandes ist der Landrat Viersen.

(2)	 Obere Aufsichtsbehörde des Verbandes ist die Bezirksregie-
rung Düsseldorf.

(3)	 Oberste Aufsichtsbehörde des Verbandes ist das Ministeri-
um für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen.

Artikel 4b
Die Regelungen in Artikel 4a treten rückwirkend zum 01.01.2007 
in Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 3, 5, 18, 26, 29 Abs. 1, 43, 44 
sowie die Überschrift zu § 4 in der bis dahin geltenden Fassung 
außer Kraft.

Artikel 5a (Satzungsänderung durch Ausschussbeschluss vom 
25.03.2010)
Die §§ 5 Abs. 1 a), 7 Abs. 2 S. 10, 13 Ziff. 7, 9-17; 18 Abs. 2 c), f), h), 
i) und j), 26 - 32; 41 Abs. 2; 42 S. 1,  47 der Verbandsatzung vom 
01.01.1996 in der Fassung unter Artikel 1a sowie den Änderungen 
unter Artikeln 2a, 3a und 4a unter gleichzeitiger Verschiebung 
des Inhalts des bisherigen § 47 in die neu er-gänzte Bestimmung 
des § 48 erhalten die folgende Fassung: 

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(1)	 Zur Durchführung seiner Aufgaben kommen folgende Arbei-

ten an oberirdisch fließenden Gewässern im Sinne des Lan-
deswassergesetzes (LWG) vom 25.Juni 1995 (GV NRW 1995, 
S. 926) in der jeweils geltenden Fassung innerhalb des Ver-
bandsgebietes - mit Ausnahme der Niers und der Kleinen 
Niers- in Betracht:

	 a)	 Unterhaltung der sonstigen oberirdisch fließenden Ge-
wässer

§ 7 Besondere Pflichten der Mitglieder (zu § 33 Abs. 2 WVG)
Ausgenommen von den Mindestabständen sind die Bepflanzun-
gen, die vom Verband aus unterhaltungstechnischen Gründen 
im Rahmen des § 41 Abs. 1 Nr. 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
vom 31.07.2009 (BGBl. I. S. 2585) in der zurzeit gültigen Fassung 
durchgeführt werden.

§ 13 Aufgaben des Verbandsausschusses (zu § 47 WVG)
7)	 Feststellung der Haushaltssatzung sowie von Nachtragssat-

zungen einschließlich der Festsetzung der maßgeblichen He-
besätze und des Stellenplanes,

9)	 Feststellung der von der Prüfungsstelle geprüften Eröffnungs-
bilanz, 

10)	Beratung und Feststellung des Jahresabschlusses bis spä-
testens 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden 
Jahres, 

11)	 Beschlussfassung über die Verwendung des Jahresüber-
schusses oder die Behandlung des Jahresfehlbetrages,

12)	Festsetzung von Vergütungen bzw. Entschädigungen für Mit-
glieder des Verbandsausschusses, Vorstandsmitglieder so-
wie für den Vorstandsvorsitzenden,

13)	Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen für Dienst- und 
Anstellungsverhältnisse der Verbandsbediensteten,

14)	Beschlussfassung über den Einspruch gegen eine Zwangs-
festsetzung des Haushaltsplanes,

15)	Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstands-
mitgliedern und dem Verband,

16)	Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten,
17)	 Wahl eines verbandsinternen Prüfungsausschusses bzw. Be-

stellung der Prüfstelle.
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§ 18 Aufgaben des Vorstandes (zu § 51 und § 54 WVG)
c)	 die Aufstellung der Haushaltssatzung und der Nachtragssat-

zung,
f)	 die Aufstellung und Bestätigung des Entwurfs des Jahresab-

schlusses und Weiterleitung an den Verbandsausschuss,
h)	 Angelegenheiten, deren finanzielle Auswirkungen den Betrag 

von 30.000,- € übersteigen,
i)	 die Aufstellung der Schauordnung,
j)	 die Geschäftsordnung gemäß § 22 Abs. 2.

§ 26 Haushaltsführung
(1)	 Für die Haushaltsplanung und das Rechnungswesen ein-

schließlich des Jahresabschlusses sind die haushaltsrecht-
lichen Vorschriften der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfa-
len (GO NRW, GV NRW S. 666) vom 14.07.1994 in der jeweils 
gültigen Fassung und der Gemeindehaushaltsverordnung 
Nordrhein-Westfalen (GemHVO NRW, GV NRW S.644) vom 
16. November 2004 in der jeweils gültigen Fassung entspre-
chend anzuwenden.

(2)	 Der Verband hat seine Haushaltswirtschaft so zu planen und 
zu führen, dass die stetige Erfüllung seiner Aufgaben gesi-
chert ist. Die Haushaltswirtschaft ist wirtschaftlich, effizient 
und sparsam zu führen.

§ 27 Haushaltsplan (zu § 65 WVG)
(1)	 Der Verbandsvorstand stellt für jedes Haushaltsjahr die 

Haushaltssatzung und nach Bedarf Nachtragssatzungen da-
zu durch Beschluss auf. Der Verbandsausschuss setzt die 
Haushaltssatzung vor Beginn des Haushaltsjahres und die 
Nachtragssatzungen während des laufenden Haushaltsjah-
res fest.

(2)	 Der Haushaltsplan besteht aus: 
	 1.	 dem Ergebnisplan
	 2.	 dem Finanzplan
	 3.	 den Teilplänen
	 4.	 dem Haushaltssicherungskonzept, wenn ein solches er-

stellt werden muss.

	 Dem Haushaltsplan sind beizufügen:
	 1.	 der Stellenplan
	 2.	 die Bilanz des Vorvorjahres
	 3.	 eine Übersicht über die Verpflichtungsermächtigungen
	 4.	 eine Übersicht über den voraussichtlichen Stand der Ver-

bindlichkeiten zu Beginn des Haushaltsjahres
	 5.	 eine Übersicht über die Entwicklung des Eigenkapitals, 

wenn eine Festsetzung nach § 78 Abs. 2 Nr. 2 der Gemein-
deordnung erfolgt.

	 Den im Haushaltsplan für das Haushaltsjahr zu veranschla-
genden Erträgen und Aufwendungen sowie Ein- und Auszah-
lungen sind die Ergebnisse des Abschlusses des Vorvorjahres 
und die Haushaltspositionen des Vorjahres voranzustellen.

(3)	 Der Höchstbetrag des Kassenkredites darf 20 % der Mitglie-
derbeiträge des Vorjahres nicht übersteigen.

(4)	 Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 28 Nichtplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
(zu § 65 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende kann nichtplanmäßige Aufwen-

dungen und Auszahlungen leisten, zu denen der Verband 
rechtlich verpflichtet ist oder soweit ein Aufschub einen er-
heblichen Nachteil bringen würde. Entsprechendes gilt für 
nichtplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen.

(2)	 Über nichtplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
unterrichtet der Vorstandsvorsitzende unverzüglich den Vor-

stand. Nichtplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
sind dem Verbandsausschuss in der nächsten Sitzung zum 
Zwecke der Entlastung des Verbandsvorstandes zur Geneh-
migung vorzulegen. Der Vorstand unternimmt, falls erforder-
lich, die Aufstellung einer Nachtragssatzung und deren Fest-
setzung durch den Verbandsausschuss.

§ 29 Liquidität
Die Liquidität des Verbandes einschließlich der Finanzierung der 
Investitionen ist sicherzustellen. 

§ 30 Jahresabschluss
Der Vorstand stellt durch Beschluss in der ersten Hälfte des neu-
en Rechnungsjahres den Jahresabschluss auf und legt ihn dem 
vom Verbandsausschuss zu bestimmenden Prüfungsausschuss 
bzw. der Prüfungsstelle mit allen Unterlagen zur Prüfung vor.

§ 31 Prüfung des Jahresabschlusses
(1)	 Der Jahresabschluss ist von der Prüfstelle dahingehend zu 

prüfen, ob er ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-
nanzlage des Verbandes unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung ergibt. 

(2)	 Die Prüfung erstreckt sich insbesondere darauf, ob
	 a)	 der Haushaltsplan eingehalten ist,
	 b)	 die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechne-

risch in vorschriftsmäßiger Weise begründet und belegt 
sind,

	 c)	 bei den Erträgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Aus-
zahlungen nach den geltenden Vorschriften verfahren 
worden ist.

(3)	 Der Prüfungsausschuss bzw. die Prüfstelle berichtet dem Vor-
stand schriftlich über das Ergebnis der Prüfung.

(4)	 Der Vorstandsvorsitzende gibt den Jahresabschluss und den 
Prüfbericht der Prüfstelle an die Aufsichtsbehörde ab.

§ 32 Entlastung des Vorstandes (zu § 47 und § 49 WVG)
Nach Eingang der Prüfungsbemerkungen der Prüfstelle des Ver-
bandes zum Jahresabschluss stellt der Vorstand die Vollständig-
keit und Richtigkeit des Jahresabschlusses fest. Der Vorstands-
vorsitzende legt den Jahresabschluss, den Bericht der Prüfstelle 
des Verbandes (ggf. den Bericht der aufsichtsbehördlichen Prüf-
stelle) mit seiner Stellungnahme hierzu dem Verbandsaus-
schuss vor. Der Verbandsausschuss stellt den Jahresabschluss 
fest und beschließt zugleich über die Verwendung des Jahreser-
gebnisses. Der Verbandsausschuss entscheidet über die Entlas-
tung des Vorstandes.

§ 41 Zwangsvollstreckung
(2)	 Die auf Gesetz oder Satzung beruhenden Forderungen des 

Verbandes können nach dem Verwaltungsvollstreckungsge-
setz für das Land Nordrhein-Westfalen (Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz NRW - VwVG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 19.02.2003 (GV. NRW. S.156) in der jeweils 
geltenden Fassung vollstreckt werden.

§ 42 Rechtsbehelfe
Die Rechtsbehelfe gegen den Beitragsbescheid, Ordnungsmaß-
nahmen, Zwang und andere Verwaltungsakte des Verbandes und 
seiner Organe richten sich nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19.03.1991 
(BGBl. I S. 686) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 47 Gleichstellung
Alle Bezeichnungen der Satzung sind geschlechtsneutral ange-
wendet.
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§ 48 Inkrafttreten (zu § 58 WVG)
(1)	 Diese Satzung tritt am 1. Januar 1996 in Kraft.

(2)	 Gleichzeitig tritt die Satzung des Verbandes vom 1. Januar 
1984 außer Kraft.

Artikel 5b
Die Regelungen in Artikel 5a treten rückwirkend zum 1.1.2010 
in Kraft. Gleichzeitig treten die §§ 5 Abs. 1 a), 7 Abs. 2 S. 10, 13 
Ziff. 7, 9-17; 18 Abs. 2 c), f), h), i) und j), §§ 26 - 32; 41 Abs. 2; 42 
S. 1 sowie § 47 in der bis dahin geltenden Fassung außer Kraft.

Artikel 6a (Satzungsänderung durch Ausschussbeschluss vom 
15.12.2010)
Die §§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 2, 4 Abs. 3, 5 Abs. 2 und Abs. 3, 25 Abs. 3 
und 44 Abs. 3 der Verbandssatzung vom 01.01.1996 in der Fas-
sung unter Artikel 1a sowie den Änderungen unter Artikeln 2a, 
3a, 4a und 5a erhalten die folgende Fassung: 

§ 1 Name, Rechtsform, Sitz (zu § 1 und § 3 WVG)
(3)	 Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 

und hat seinen Sitz in Grefrath.

§ 2 Verbandsgebiet (zu § 3 WVG)
(2)	 Das Verbandsgebiet ergibt sich im Einzelnen aus einer Über-

sichtskarte im Maßstab 1 : 20.000, die am Sitz des Verbandes 
zur Einsichtnahme ausliegt.

§ 4 Mitglieder (zu §§ 4, 8, 9, 22, 23, 24, 25 WVG)
(3)	 Über seine Mitglieder führt der Verband ein Mitgliederver-

zeichnis und hält es auf dem Laufenden. Es liegt am Sitz des 
Verbandes zur Einsicht durch die Mitglieder aus. Das Mitglie-
derverzeichnis ist nicht Bestandteil der Satzung.

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(2)	 Das Unternehmen nach Abs. 1 a ergibt sich aus dem Gewäs-

serplan im Maßstab 1 : 20.000 sowie dem Gewässerverzeich-
nis. 

(3)	 Der Verband führt die in Abs. 1 b bis f genannten Verbandsun-
ternehmen durch, soweit er dazu in der Lage ist und der Ver-
bandsausschuss die entsprechenden Einzelpläne beschlos-
sen hat. Auf Durchführung zu einem bestimmten Zeitpunkt 
haben die Mitglieder keinen Anspruch.

§ 25 Aufwandsentschädigung, Sitzungsgeld (zu § 52 WVG)
(3)	 Der ehrenamtlich tätige Vorstandsvorsitzende sowie sein 

Stellvertreter erhalten eine jährliche Entschädigung. Sie um-
faßt den Ersatz der Auslagen, den Mehraufwand in einer Pau-
schale und den Ersatz der Fahrkosten.

§ 44 Aufsicht (zu § 72 und § 73 WVG)
(3)	 Oberste Aufsichtsbehörde des Verbandes ist das Ministeri-

um für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-
braucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen.

Artikel 6b
Die Regelungen in Artikel 6a treten rückwirkend zum 1.1.2011 in 
Kraft. Gleichzeitig treten die Regelun-gen der §§ 1 Abs. 3, 2 Abs. 
2, 4 Abs. 3, 5 Abs. 2 und Abs. 3, 25 Abs. 3 und 44 Abs. 3 in der bis 
dahin geltenden Fassung außer Kraft.

Artikel 7a (Satzungsneufassung durch Ausschussbeschluss 
vom 27.11.2015)
Die Verbandsatzung vom 01.01.1996 in der Fassung unter Artikel 
1a sowie den Änderungen unter Arti-keln 2a, 3a, 4a, 5a und 6a 
erhält die folgende neue Fassung: 

§ 1 Name, Rechtsstellung, Rechtsform, Sitz (zu §§ 1, 3, 6 WVG)
(1)	 Der Verband führt den Namen „Wasser- und Bodenverband 

der Mittleren Niers“.

(2)	 Er ist Behörde nach § 1 Abs. 2 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 
12. November 1999 i.V.m. § 1 Abs. 1, §§ 18 ff. des Gesetzes 
über die Organisation der Landesverwaltung (Landesorgani-
sationsgesetz - LOG NRW) vom 10. Juli 1962 und Wasser- und 
Bodenverband im Sinne des Gesetzes über Wasser- und Bo-
denverbände (Wasserverbandsgesetz – WVG) vom 12. Febru-
ar 1991 (BGBl. I S. 405) in der jeweils gültigen Fassung.

(3)	 Der Verband ist Körperschaft des öffentlichen Rechts und hat 
seinen Sitz in Grefrath. Er führt folgendes Dienstsiegel:

(4)	 Der Wasser- und Bodenverband der Mittleren Niers ist Rechts-
nachfolger

	 -	 des Wasser- und Bodenverbandes der Niers- und Nordka-
nal-Niederung bzw.

	 -	 der Genossenschaft für die Melioration der Niers- und 
Nordkanal-Niederung,

	 -	 des Wasserverbandes am Schleckbach,
	 -	 des Wasserverbandes Willicher Flöth,
	 -	 des Wasser- und Bodenverbandes Broeckhuyser Heide,
	 -	 des Wasser- und Bodenverbandes Wankumer Heide.

§ 2 Verbandsgebiet (zu §§ 3, 6 WVG)
(1)	 Das Verbandsgebiet ist das oberirdische Einzugsgebiet 

der Niers ab der Einmündung des Triethbaches bis zur 
Gemeindegrenze Wachtendonk-Straelen (km 3.600 des 
Niersabschnittes Eisenbahnbrücke Mönchengladbach/Kor-
schenbroich-Süchteln bis km 11.250 des Niersabschnittes 
Grefrath-Holtheyde).

(2)	 Das Verbandsgebiet ergibt sich im Einzelnen aus einer Über-
sichtskarte im Maßstab 1:20.000 oder größer, die am Sitz 
des Verbandes zur Einsichtnahme ausliegt.

§ 3 Aufgaben (zu §§ 2, 5 WVG)
(1)	 Der Verband hat in seinem Verbandsgebiet zur Aufgabe:
	 a)	 den Ausbau einschließlich des naturnahen Rückbaus und 

die Unterhaltung der oberirdisch fließenden Gewässer, 
jeweils auch zum Zwecke des Hochwasserschutzes,

	 b)	 die Regelung des Wasserabflusses einschließlich des Aus-
gleichs der Wasserführung und der Sicherung des Hoch-
wasserabflusses der oberirdisch fließenden Gewässer,

	 c)	 die technischen Maßnahmen zur Bewirtschaftung der 
oberirdisch fließenden Gewässer,

	 d)	 den Ausbau und die Unterhaltung der Entwässerungsgrä-
ben zur Flächenentwässerung, soweit diese nicht bereits 
durch Absatz 1 Buchstabe a) abgedeckt sind oder im Sin-
ne des Abs. 5 zu behandeln sind,

	 e)	 die Abfallentsorgung (Einsammeln, Befördern, Verwerten 
und Beseitigen des Abfallgutes) im Zusammenhang mit 
der Durchführung der Verbandsaufgaben.

(2)	 Darüber hinaus kann der Verband, durch Beschluss des Ver-
bandsausschusses, folgende Aufgaben übernehmen:

	 a)	 den Bau und die Unterhaltung von Anlagen in, an oder 
über oberirdisch fließenden Gewässern zu wasserwirt-
schaftlichen Zwecken, ausgenommen Anlagen von Ver-
sorgungs- und Verkehrsträgern,

	 b)	 den Bau, Ausbau und die Unterhaltung der land- und 
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forstwirtschaftlichen Wege einschließlich der zugehöri-
gen Brückenbauwerke.

(3)	 Ausgenommen von den vorgenannten Aufgaben sind die Ge-
wässer, die in Übereinstimmung mit den geltenden Gesetzen 
und Satzungen der Unterhaltungspflicht anderer Wasserver-
bände unterliegen.

(4)	 Die Aufgaben, die dem Verband obliegen, haben die bei In-
krafttreten dieser Verbandssatzung bisher dazu Verpflichte-
ten weiter zu erfüllen, bis der Verband sie im Einvernehmen 
mit diesen übernimmt.

(5)	 Der Verband kann darüber hinaus Aufträge übernehmen, die 
zwar nicht erforderlich, aber dienlich sind und mit seinen Auf-
gaben in Zusammenhang stehen. Die Kosten trägt der Auf-
traggeber. 

§ 4 Mitglieder (zu §§ 4, 8, 9, 22, 23, 24, 25 WVG)
(1)	 Mitglieder des Verbandes sind
	 a)	 die im Verbandsgebiet ganz oder teilweise liegenden 

Städte und Gemeinden, 
	 b)	 die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der Grundstücke 

und Anlagen, die die Unterhaltung über die bloße Betei-
ligung am natürlichen Abflussvorgang hinaus erschweren 
(Erschwerer). Soweit auf einem Grundstück ein Erbbau-
recht lastet, tritt an die Stelle des rechtlichen Eigentümers 
der Erbbauberechtigte,

	 c)	 die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der Grundstücke 
mit Anlagen, die aus der Durchführung der Verbandsauf-
gaben einen Vorteil haben oder zu erwarten haben oder 
denen der Verband die Pflicht zum Ausbau oder zur Unter-
haltung ihrer Anlagen erleichtert oder abnimmt (Vorteilha-
bende). § 4 Abs. 1 Buchstabe b) Satz 2 gilt entsprechend,

	 d)	 die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der im Verbandsge-
biet liegenden Gewässerparzellen sowie der unmittelbar 
an die Gewässer oder Gewässerparzellen angrenzenden 
Grundstücke (Uferanlieger). § 4 Abs. 1 Buchstabe b) Satz 
2 gilt entsprechend,

	 e)	 der Niersverband. 

(2)	 Über seine Mitglieder führt der Verband ein Mitgliederver-
zeichnis und hält es auf dem Laufenden. Es ist am Sitz des 
Verbandes einsehbar und nicht Bestandteil der Satzung.

§ 5 Unternehmen, Plan (zu § 5 WVG)
(1)	 Zur Erfüllung seiner unter § 3 aufgeführten Aufgaben hat der 

Verband alle Ermittlungen, Arbeiten und Maßnahmen inner-
halb des Verbandsgebietes vorzunehmen.

(2)	 Das Unternehmen ergibt sich aus dem Gewässer-, Entwässe-
rungsgraben-, Anlagen-, Liegenschafts- und Wegeplan sowie 
den entsprechenden Verzeichnissen. Diese sind nicht Be-
standteil der Satzung.

(3)	 Auf Durchführung zu einem bestimmten Zeitpunkt haben die 
Mitglieder keinen Anspruch.

§ 6 Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen 
(zu §§ 33, 35 WVG)
(1)	 Der Verband ist berechtigt, Grundstücke, die die dingliche 

Mitgliedschaft bei ihm begründen, zu betreten und zu be-
nutzen, soweit dies für die Durchführung des Unternehmens 
erforderlich ist. 

(2)	 Die Eigentümer, Erbbau- und Nutzungsberechtigten der 
Grundstücke haben insbesondere den mit der Unterhaltung 
(Schneidung und Räumung etc.) beauftragten Arbeitern, 
Fahrzeugen, Maschinen und Geräten sowie deren Aufsicht 

den nötigen Zugang über ihre Grundstücke zu gestatten und 
das Entnehmen und/oder Ablagern des Mäh-, Rode-, Räum- 
und Aushubgutes auf ihren Grundstücken zu dulden.

(3)	 Der Verband darf Grundstücke, die öffentlichen Zwecken 
dienen, nur mit Zustimmung der zuständigen Verwaltungs-
behörde benutzen, soweit die Benutzung nicht durch Rechts-
vorschrift zugelassen ist. Die Zustimmung darf nur versagt 
werden, soweit eine Beeinträchtigung der öffentlichen Zwe-
cke nicht durch entsprechende Maßnahmen ausgeglichen 
werden kann.

(4)	 Der Verband wird bei der Benutzung der Grundstücke die 
berechtigten Interessen der Mitglieder an der Nutzung ihrer 
Grundstücke, soweit wie möglich, berücksichtigen.

§ 7 Besondere Pflichten der Mitglieder (zu § 33 Abs. 2 WVG)
(1)	 Die Bewirtschaftung der Grundstücke haben die Eigentümer, 

Erbbau- und Nutzungsberechtigten so durchzuführen, dass 
der Verband die Möglichkeit hat, an den Gewässern und Ent-
wässerungsgräben und – sofern eine entsprechende Aufga-
benübertragung auf Grundlage des § 3 Abs. 2 erfolgt ist – an 
den land- und forstwirtschaftlichen Wegen, die Unterhaltung 
mit seinen Maschinen und Geräten durchzuführen.

(2)	 Als Weide genutzte Grundstücke, die an ein vom Verband zu 
unterhaltendes Gewässer angrenzen, sind so einzufrieden, 
dass das Weidevieh von der Gewässer- und Entwässerungs-
grabenböschung ferngehalten wird.

(3)	 Die Anforderungen des Abs. 1 gelten als erfüllt, wenn ins-
besondere Anschüttungen, Verwallungen, Dämme, Holzauf-
wuchs, Gebäude, Mauern, Zäune und Hecken, ackerbauliche 
und gartenbauliche Nutzungen, sowie sonstige Anlagen bzw. 
auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder über 
oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben einen 
Abstand von mind. 1,5 m – ab Oberkante Gewässer- und 
Entwässerungsgrabenböschung gemessen – haben. Inner-
halb des vorgenannten Mindestabstandes stellen diese – 
auch bei Zustimmung des Verbandes zur wasserrechtlichen 
Genehmigung oder Erlaubnis – ein Erschwernis für die Ge-
wässer- und Entwässerungsgrabenunterhaltung dar, das auf 
Grundlage des § 35 Abs. 4 und der Veranlagungsregeln vom 
Verband in Form eines Erschwernisbeitrags zu veranlagen ist.

(4)	 Die rechtlichen Eigentümer, Erbbau- und Nutzungsberech-
tigten der Gewässerparzellen sowie der unmittelbar an die 
Gewässerparzelle, das Gewässer oder den Entwässerungs-
graben angrenzenden Grundstücke sind verpflichtet, das 
auf ihren Grundstücken abgelagerte Mäh- und Räumgut im 
eigenen Ermessen zu beseitigen bzw. beseitigen zu lassen, 
soweit nach Ablagerung eine umgehende Beseiti gung nicht 
vom Verband vorgenommen wurde.

(5)	 Die rechtlichen Eigentümer-, Erbbau- und Nutzungsberech-
tigten von Anlagen in, an oder über Gewässern oder Entwäs-
serungsgräben sind verpflichtet – soweit diese Aufgaben 
nicht nach § 3 vom Verband übernommen wurden – ihre An-
lagen so zu unterhalten, dass von ihrem baulichen Zustand 
keine zusätzlichen Erschwernisse oder Behinderungen des 
ordnungsgemäßen Wasserabflusses und der Unterhaltungs-
arbeiten hervorgerufen werden.

(6)	 Viehtränken, Übergänge oder ähnliche Anlagen sind so an-
zulegen und zu unterhalten, dass sie die Durchführung der 
Verbandsaufgaben nicht behindern.

§ 8 Verbandsschau (zu §§ 44, 45 WVG)
Es wird keine Verbandsschau durchgeführt.
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§ 9 Organe des Verbandes (zu § 46 WVG)
Organe des Verbandes sind:
a)	 der Verbandsausschuss,
b)	 der Vorstand.

§ 10 Zusammensetzung des Verbandsausschusses 
(zu §§ 46, 49 WVG)
(1)	 Der Verbandsausschuss besteht aus 21 ehrenamtlichen Mit-

gliedern.

(2)	 Die Mitglieder nach § 4 sind im Verbandsausschuss wie folgt 
in Stimmgruppen eingeteilt: 

	 a)	 Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe a):
	 -	 Stimmgruppe I a):	 Stadt Willich: 
		  3 Verbandsausschussmitglieder,
	 -	 Stimmgruppe I b):	 Stadt Mönchengladbach, 
						     Stadt Kaarst, Stadt Meerbusch,
						     Stadt Korschenbroich: 
		  1 Verbandsausschussmitglied,
	 -	 Stimmgruppe I c):	 Stadt Viersen: 
		  3 Verbandsausschussmitglieder,
	 -	 Stimmgruppe I d):	 Gemeinde Grefrath, Stadt Nettetal: 
		  1 Verbandsausschussmitglied,
	 -	 Stimmgruppe I e):	 Stadt Tönisvorst, Stadt Krefeld: 
		  2 Verbandsausschussmitglieder,
	 -	 Stimmgruppe I f): 	 Stadt Kempen: 
		  1 Verbandsausschussmitglied,
	 -	 Stimmgruppe I g):	 Gemeinde Wachtendonk, 
						     Stadt Straelen: 
		  1 Verbandsausschussmitglied.
	 b)	 Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe b) und c): Stimm-

gruppe II: 2 Verbandsausschussmitglieder, 
	 c)	 Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe d): Stimmgruppe III: 

6 Verbandsausschussmitglieder,
	 d)	 Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe e): Stimmgruppe IV: 

1 Verbandsausschussmitglied.

§ 11 Wahl des Verbandsausschusses (zu § 49 WVG)
(1)	 Die Verbandsausschussmitglieder werden von den wahlbe-

rechtigten Mitgliedern ihrer Stimmgruppe gewählt. Wahlbe-
rechtigt ist jedes geschäftsfähige Verbandsmitglied. 

	 a)	 Bei wahlberechtigten beitragszahlenden Verbandsmit-
gliedern gewährt eine im Jahr vor dem Wahljahr geleistete 
Ge-samtbeitragszahlung je 100 € eine volle Wahlstimme.

	 b)	 Bei wahlberechtigten beitragslosen Verbandsmitgliedern 
gewährt die sich aus dem Amtlichen Liegenschaftskataster 
NRW (ALKIS) im Jahr vor dem Wahljahr ergebende Gesamt-
anliegerlänge zum Gewässer oder zur Gewässerparzelle, von 
den Grundstücken, die die Mitgliedschaft nach § 4 Abs. 1 
Buchstabe d) begründen, je 200 lfdm eine volle Wahlstimme. 

	 c)	 Kein Wahlberechtigter hat mehr als 10 volle Wahlstim-
men. Bei gemeinschaftlichem Eigentum können die Wahl-
stimmen nur gemeinschaftlich abgegeben werden. Die 
Berechtigung ist durch Vollmacht nachzuweisen.

	 d)	 Bruchteile von Wahlstimmen nach Buchstabe a) oder b) 
werden auf 2 Dezimalstellen mathematisch gerundet

(2)	 Für die Mitglieder der jeweiligen Stimmgruppe wählbar ist 
jedes geschäftsfähige Mitglied ihrer Stimmgruppe, das sich 
bis 4 Wochen vor dem Wahltermin schriftlich oder in Textform 
beim Verband als Wahlkandidat benannt hat. Ist das Mitglied 
eine juristische Person des öffentlichen oder privaten Rechts 
oder eine Personengesellschaft, so ist eine von diesem be-
nannte natürliche Person wählbar. Natürliche Personen sind 
nur wählbar, wenn sie zum Zeitpunkt der Wahl das 70. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben.

(3)	 Der genaue Zeitpunkt der Wahl wird vom Wahlvorsteher be-
stimmt. Er liegt jeweils in der Mitte der Wahlperiode des Vor-
stands. Die Wahl kann an mehreren Orten und verschiedenen 
Tagen stattfinden. Wahlvorsteher ist der Vorstandsvorsitzen-
de, in Abwesenheit der Stellvertretende Vorstandsvorsitzende.

(4)	 Der Wahlvorsteher lädt die Wahlberechtigten mindestens 12 
Wochen vor dem Wahltermin. Die Ladung erfolgt durch Be-
kanntmachung gem. § 40. Sie muss Ort und Zeitpunkt der 
Wahl sowie den Hinweis auf das Benennungsrecht als Wahl-
kandidat nach Abs. 2 enthalten.

(5)	 Die Liste der benannten Wahlkandidaten wird 4 Wochen vor 
dem Wahltermin in den Geschäftsräumen des Verbandes 
ausgelegt. Einwendungen gegen die Liste müssen spätes-
tens 14 Tage vor dem Wahltermin schriftlich oder in Textform 
angemeldet sein. Über die Einwendungen entscheidet der 
Wahlvorsteher. Verspätete Einwendungen werden nicht be-
rücksichtigt. 

(6)	 Gewählt wird durch Stimmzettelabgabe. Briefwahl ist mög-
lich. Die Sitze ihrer Stimmgruppe entfallen auf die Gewähl-
ten der Stimmgruppe in der Reihenfolge der meisten auf sie 
vereinigten Stimmen. Bei Stimmengleichheit von Wahlkan-
didaten innerhalb einer Stimmgruppe entscheidet zwischen 
diesen das vom Wahlvorsteher zu ziehende Los über die Rei-
henfolge. Über das Wahlergebnis erstellt der Wahlvorsteher 
unverzüglich nach Abschluss des letzten Wahltages eine Nie-
derschrift. 

(7)	 Die Gewählten werden vom Wahlvorsteher innerhalb von 2 
Wochen nach Erstellung der Nieder-schrift schriftlich über 
ihre Wahl informiert. Die Nachweispflicht obliegt dem Wahl-
vorsteher. Die Gewählten erklären innerhalb von 2 Wochen 
nach Eingang der Mitteilung schriftlich gegenüber dem Wahl-
vorsteher, ob sie ihre Wahl annehmen. Eine nicht fristgerech-
te Annahmeerklärung kommt der Nichtannahme der Wahl 
gleich. Die Nachweispflicht obliegt dem Gewählten.

(8)	 Das Wahlergebnis nach Abs. 7 ist innerhalb von 4 Wochen 
nach Ablauf der Fristen nach Abs. 7 gem. § 40 öffentlich be-
kanntzumachen.

(9)	 Die neu gewählten Verbandsauschussmitglieder treten inner-
halb von 8 Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses 
zu einer konstituierenden Verbandsausschusssitzung zu-
sammen. Die Ladung erfolgt gem. § 14 Abs. 1.

§ 12 Amtszeit des Verbandsausschusses (zu § 49 WVG)
(1)	 Die Amtszeit des Verbandsausschusses beträgt 5 Jahre und 

beginnt mit dem Ablauf der Fristen nach § 11 Abs. 7. Er bleibt 
grundsätzlich bis zum Ablauf der Fristen nach § 11 Abs. 7 der 
nächsten Verbandsausschusswahl im Amt. 

(2)	 Wenn ein Verbandsausschussmitglied vor Ablauf der Amts-
zeit ausscheidet oder ein Gewählter seine Wahl zum Ver-
bandsauschussmitglied nicht fristgerecht annimmt, rückt 
derjenige für den Rest der laufenden Amtszeit in den Ver-
bandsausschuss nach, der bei der letzten Stimmabgabe für 
die Wahl des Verbandsausschusses, in der Stimmgruppe des 
Ausscheidenden, die meisten Stimmen auf sich vereinigen 
konnte und bisher nicht Mitglied im Verbandsausschuss ist. 
Abwe-senheitsnachrückungen nach Abs. 3 bleiben hierbei 
unberücksichtigt. Trifft dies auf kein Mitglied der Stimm-
gruppe zu, finden innerhalb der betroffenen Stimmgruppe 
nach § 11 Nachwahlen nur für die Nachbesetzung statt. Das 
Wahlstimmenverhältnis der Nachwahl ist dem Wahlstimmen-
verhältnis der letzten Verbandsausschusswahl gleich. Das Er-
gebnis dieser Nachwahl tritt soweit an die Stelle des in Satz 
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1 geregelten Verfahrens. Die ausscheidenden Verbandsaus-
schussmitglieder bleiben bis zum Ablauf der Fristen nach § 11 
Abs. 7 der Nachwahl im Amt.

(3)	 Wenn ein Verbandsausschussmitglied aufgrund Abwesenheit 
lediglich an der Ausübung seines Amtes gehindert sein wird, 
so teilt es dies dem Verband unverzüglich schriftlich oder in 
Textform mit. Es rückt derjenige für den Zeitraum der Abwe-
senheit entsprechend nach, der bei der letzten Stimmabgabe 
für die Wahl des Verbandsausschusses in der Stimmgruppe 
des Abwesenden die meisten Stimmen auf sich vereinigen 
konnte und bisher nicht Mitglied im Verbandsausschuss ist. 
Der Nachrücker wird durch den Verband benachrichtigt. Abs. 
2 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. 

§ 13 Aufgaben des Verbandsausschusses (zu § 47 WVG)
Der Verbandsausschuss hat folgende Aufgaben:
1)	 Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, des Vor-

standsvorsitzenden sowie des Stell-vertretenden Vorstands-
vorsitzenden,

2)	 Beschlussfassung über Änderungen der Satzung, des Unter-
nehmens, des Planes oder der Aufgaben des Verbandes so-
wie über die Grundsätze der Geschäftspolitik,

3)	 Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung 
des Verbandes,

4)	 Beschlussfassung über die  Definition von „Investitionen grö-
ßeren Umfangs“ i.R.v. § 3 NRW AGWVG,

5)	 Festsetzung des Haushaltsplans sowie der Nachträge nach § 
9 Abs. 2 NRW AGWVG,

6)	 Entlastung des Vorstandes,
7)	 Festsetzung von allgemeinen Grundsätzen für Dienst- und 

Anstellungsverhältnisse der Verbandsbediensteten,
8)	 Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltspla-

nes durch die Aufsichtsbehörde,
9)	 Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstands-

mitgliedern und dem Verband,
10)	Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten,
11)	 Wahl der Prüfstelle.

§ 14 Sitzungen des Verbandsausschusses (zu §§ 50, 74 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertre-

tende Vorstandsvorsitzende, lädt, sofern es die Verbands-
geschäfte erfordern, jedoch mindestens einmal im Jahr die 
Verbandsausschussmitglieder, die Vorstandsmitglieder und 
die Aufsichtsbehörde schriftlich oder in Textform mit min-
destens zweiwöchiger Frist zu einer Ausschusssitzung und 
teilt gleichzeitig die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen 
bedarf es keiner Frist; in der Ladung ist darauf hinzuweisen. 
Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertreten-
de Vorstandsvorsitzende, kann bei Bedarf Dritte zu einzelnen 
Tagesordnungspunkten der Sitzungen hinzuziehen.

(2)	 Zu einer Verbandsausschusssitzung ist unverzüglich einzula-
den, wenn mindestens ein Drittel der satzungsmäßigen Ver-
bandsausschussmitglieder dies schriftlich unter Angabe der 
Beratungsgegenstände verlangt. Diese Sitzung muss inner-
halb eines Monats nach Eingang des Antrages stattfinden.

(3)	 Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertreten-
de Vorstandsvorsitzende, leitet die Verbandsausschusssit-
zungen. Die Mitglieder des Vorstandes sind befugt, das Wort 
zu ergreifen. Vorstandsmitglieder haben kein Stimmrecht.

(4)	 An allen Sitzungen nimmt der Geschäftsführer teil.

§ 15 Beschließen im Verbandsausschuss (zu § 50 WVG)
(1)	 Der Verbandsausschuss bildet seinen Willen in der Ver-

bandsausschusssitzung mit der Mehrheit der Stimmen 

der anwesenden Verbandsausschussmitglieder. Jedes Ver-
bandsausschussmitglied hat eine Stimme. Stimmengleich-
heit bedeutet Ablehnung. Stimmenthaltungen werden bei 
der Ermittlung der für die Mehrheit erforderlichen Stimmen-
zahl nicht mitgerechnet.

(2)	 Der Verbandsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte der satzungsmäßigen Verbandsausschuss-
mitgliederzahl vertreten ist. Ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienenen ist er beschlussfähig, wenn in der Ladung 
mitgeteilt worden ist, dass ohne Rücksicht auf die Anzahl der 
Erschienenen beschlossen wird.

(3)	 Über die Sitzungen sind Ergebnisniederschriften zu fertigen; 
diese sind vom Vorstandsvorsitzenden, bei dessen Abwesen-
heit von der Sitzung, vom Stellvertretenden Vorstandsvorsit-
zenden, und einem Verbandsausschussmitglied zu unter-
schreiben und allen Verbandsausschussmitgliedern sowie 
den Vorstandsmitgliedern zuzuleiten.

(4)	 Die Verbandsausschussmitglieder haben – auch nach Been-
digung ihrer Tätigkeit – über die ihnen dabei bekannt gewor-
de-nen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu wahren. Dies 
gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über 
Tat-sachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach 
keiner Geheimhaltung bedürfen. 

§ 16 Zusammensetzung des Vorstandes (zu §§ 52, 53 WVG)
(1)	 Der Vorstand besteht aus 6 ehrenamtlichen Verbandsmitglie-

dern. 

(2)	 Die Mitglieder nach § 4 sind im Vorstand wie folgt in Stimm-
gruppen eingeteilt:

	 a)	 Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe a):
	 Stimmgruppe I: 3 Vorstandsmitglieder
	 b)	 Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe b) und c):
	 Stimmgruppe II: 1 Vorstandsmitglied
	 c)	 Mitglieder nach § 4 Abs. 1 Buchstabe d):
	 Stimmgruppe III: 2 Vorstandsmitglieder

§ 17 Wahl des Vorstands (zu § 53 WVG)
(1)	 Die Vorstandsmitglieder werden von den Verbandsaus-

schussmitgliedern ihrer Stimmgruppe in einem Wahlgang 
gewählt.

(2)	 Für die Verbandsausschussmitglieder der jeweiligen Stimm-
gruppe wählbar ist jedes geschäftsfähige Mitglied ihrer 
Stimmgruppe, das sich bis 4 Wochen vor dem Wahltermin 
schriftlich oder in Textform beim Verband als Wahlkandidat 
benannt hat. Natürliche Personen sind nur wählbar, wenn 
sie zum Zeitpunkt der Wahl das 70. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. Die Mitgliedschaft im Verbandsausschuss 
schließt die Wählbarkeit zum Vorstandsmitglied aus. 

(3)	 Der genaue Zeitpunkt der Wahl wird vom Wahlvorsteher be-
stimmt. Er liegt jeweils in der Mitte der Wahlperiode des Ver-
bandsausschusses. Wahlvorsteher ist der noch amtierende 
Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der noch amtierende 
Stellvertretende Vorstandsvorsitzende. 

(4)	 Die Bekanntmachung des Wahltermins erfolgt mindestens 12 
Wochen vor dem Wahltermin gem. § 40. Sie muss Ort und 
Zeitpunkt der Wahl sowie den Hinweis auf das Benennungs-
recht als Wahlkandidat nach §§ 17 Abs. 2, 18 Abs. 2 enthal-
ten.

(5)	 Die Liste der benannten Wahlkandidaten wird 4 Wochen vor 
dem Wahltermin in den Geschäftsräumen des Verbandes 
ausgelegt. Einwendungen gegen diese Liste müssen spätes-
tens 14 Tage vor dem Wahltermin schriftlich oder in Textform 



72. Jahrgang Nr. 17 | Donnerstag, 27. April 2017  Seite 120

STADT KREFELD | PRESSE UND KOMMUNIKATION | TELEFON 0 21 51 86 14 02 | FAX 86 14 10 | MAIL: NACHRICHTEN@KREFELD.DE

K R E F E L D E R  A M T S B L A T T
angemeldet sein. Über die Einwendungen entscheidet der 
Wahlvorsteher. Verspätete Einwendungen werden nicht be-
rücksichtigt. 

(6)	 Der Wahlvorsteher lädt die Verbandsausschussmitglieder 
und die Wahlkandidaten zum Wahltermin zu einer Verbands-
ausschusssitzung. Die Ladung erfolgt gem. § 14 Abs. 1. Sie 
enthält die Liste der Wahlkandidaten.

(7)	 Gewählt wird, nach Selbstvorstellung der anwesenden Wahl-
kandidaten, wenn kein Verbandsausschussmitglied vor der 
Wahl widerspricht, im Rahmen der Verbandsausschusssit-
zung nach Abs. 6 durch Handzeichen; sonst in geheimer 
Wahl durch Stimmzettelabgabe. 

(8)	 Die Sitze ihrer Stimmgruppe entfallen auf die Gewählten der 
Stimmgruppe in der Reihenfolge der meisten auf sie vereinig-
ten Stimmen. Bei Stimmengleichheit von Wahlkandidaten in-
nerhalb einer Stimmgruppe entscheidet zwischen diesen das 
vom Wahlvorsteher zu ziehende Los über die Reihenfolge. 

(9)	 Über das Wahlergebnis erstellt der Wahlvorsteher in der Aus-
schusssitzung nach Abs. 6 eine Niederschrift. Die Nieder-
schrift über die Wahl ist als Anhang zur Ergebnisniederschrift 
nach § 15 Abs. 3 über die Ausschusssitzung beizufügen. 

(10)	 Anwesende Gewählte erklären in der Ausschusssitzung 
nach Abs. 6, ob sie die Wahl annehmen. Nicht anwesende 
Gewählte werden vom Wahlvorsteher innerhalb von 2 Wo-
chen nach Erstellung der Niederschrift schriftlich über ihre 
Wahl informiert. Die Nachweispflicht obliegt dem Wahlvor-
steher. Diese Gewählten erklären innerhalb von 2 Wochen 
nach Eingang der Mitteilung schriftlich gegenüber dem Wahl-
vorsteher, ob sie ihre Wahl annehmen. Eine nicht fristgerech-
te Annahmeerklärung kommt der Nichtannahme der Wahl 
gleich. Die Nachweispflicht obliegt dem gewählten Mitglied.

(11)	Das Wahlergebnis nach Abs. 10 ist innerhalb von 4 Wochen 
nach Ablauf der Fristen nach Abs. 10 gem. § 40 öffentlich 
bekanntzumachen und der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.

(12)	 Die neu gewählten Vorstandsmitglieder treten innerhalb 
von 8 Wochen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses zu 
einer konstituierenden Vorstandssitzung zusammen. Die La-
dung erfolgt gem. § 22 Abs. 1. 

§ 18 Wahl des Vorstandsvorsitzenden und des Stellvertretenden 
Vorstandsvorsitzenden (zu § 53 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende und der Stellvertretende Vor-

standsvorsitzende werden von den Verbandsausschussmit-
gliedern in der Ausschusssitzung nach § 17 Abs. 6 in zwei 
getrennten Wahlgängen gewählt. Sie gehören unterschiedli-
chen Stimmgruppen an.

(2)	 Für die Verbandsausschussmitglieder wählbar ist jedes in der 
Ausschusssitzung nach § 17 Abs. 6 gewählte Vorstandsmit-
glied, das sich bei der Benennung als Wahlkandidat nach 
§ 17 Abs. 2 gleichzeitig für die Wahl zum Vorstandsvorsitzen-
den bzw. zum Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden be-
nannt hat, auch wenn es die Wahl zum Vorstand noch nicht 
angenommen hat. 

(3)	 Wahlvorsteher ist der noch amtierende Vorstandsvorsitzen-
de, in Abwesenheit der noch amtierende Stellvertretende 
Vorstandsvorsitzende.

(4)	 Gewählt wird, wenn kein Verbandsausschussmitglied vor der 
Wahl widerspricht, im Rahmen der Verbandsausschusssit-
zung nach § 17 Abs. 6 durch Handzeichen; sonst in geheimer 
Wahl durch Stimmzettelabgabe.

 

(5)	 Gewählt ist, wer jeweils die meisten Stimmen auf sich verei-
nigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet zwischen den Wahl-
kandidaten, die im ersten Wahlgang die meisten Stimmen 
auf sich vereinigen konnten, eine Stichwahl, bei erneuter 
Stimmgleichheit das vom Wahlvorsteher zu ziehende Los. 

(6)	 § 17 Abs. 9 bis 11 gelten entsprechend.

§ 19 Abberufung von Vorstandsmitgliedern (zu § 53 WVG)
(1)	 Der Verbandsausschuss kann einzelne Vorstandsmitglieder 

nur aus Rechtsgründen mit einer Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln seiner satzungsmäßigen Verbandsausschuss-
mitgliederzahl abberufen.

(2)	 Ein Antrag auf Abberufung muss schriftlich gestellt werden 
und von mindestens der Hälfte der satzungsmäßigen Ver-
bandsausschussmitgliederzahl unterzeichnet sein.

(3)	 Zu der Verbandsausschusssitzung, in der über diesen Antrag 
entschieden werden soll, darf nicht mit verkürzter Ladungs-
frist geladen werden.

(4)	 Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde an-
zuzeigen. Die Abberufung steht unter dem Vorbehalt, dass 
die Aufsichtsbehörde ihr nicht innerhalb eines Monats nach 
Eingang der Anzeige unter Angabe von Gründen widerspricht. 

(5)	 Der Abberufungsbeschluss des Verbandsausschusses kann 
vom abberufenen Vorstandsmitglied durch Klage vor dem 
Ver-waltungsgericht angefochten werden. Die Anfechtungs-
klage entfaltet aufschiebende Wirkung.

§ 20 Amtszeit des Vorstandes, des Vorstandsvorsitzenden und 
des Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden (zu § 53 WVG)
(1)	 Die Amtszeit des Vorstandes, des Vorstandsvorsitzenden und 

des Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden beträgt 5 Jahre 
und beginnt mit dem Ablauf der Fristen nach §§ 17 Abs. 10 
bzw. 18 Abs. 6. Der Vorstand bleibt grundsätzlich bis zum Ab-
lauf der Fristen nach §§ 17 Abs. 10 bzw. 18 Abs. 6 der nächs-
ten Vorstandswahl im Amt.

(2)	 Wenn ein Vorstandsmitglied vor Ablauf der Amtszeit aus-
scheidet oder ein gewähltes Verbandsmitglied seine Wahl 
zum Vorstandsmitglied bzw. Vorstandsamt nicht fristgerecht 
annimmt, rückt derjenige für den Rest der laufenden Amts-
zeit nach, der bei der letzten Stimmabgabe für die Wahl des 
Vorstandes bzw. des Amts innerhalb des Vorstandes in der 
Stimmgruppe der Ausscheidenden, bzw. der Wahl des Vor-
standsvorsitzenden bzw. der Wahl des Stellvertretenden Vor-
standsvorsitzenden, die meisten Stimmen auf sich vereinigen 
konnte und bisher nicht Mitglied im Vorstand ist bzw. nicht im 
benannten Vorstandsamt vertreten ist. Abwesenheitsnachrü-
ckungen nach Abs. 3 bleiben hierbei unberücksichtigt. Trifft 
dies auf kein Verbandsmitglied zu, finden innerhalb der be-
troffenen Stimmgruppe nach §§ 17 bzw. 18 Nachwahlen nur 
für die Nachbesetzung statt. Das Ergebnis dieser Nachwahl 
tritt soweit an die Stelle des in Satz 1 geregelten Verfahrens. 
Die ausscheidenden Vorstandsmitglieder bleiben bis zum 
Ablauf der Fristen nach § 17 Abs. 10 der Nachwahl im Amt.

(3)	 Wenn ein Vorstandsmitglied aufgrund Abwesenheit lediglich 
an der Ausübung seines Amtes gehindert sein wird, so teilt 
es dies dem Verband unverzüglich schriftlich oder in Textform 
mit. Es rückt derjenige für den Zeitraum der Abwesenheit ent-
sprechend nach, der bei der letzten Stimmabgabe für die Wahl 
des Vorstandes, in der Stimmgruppe des Abwesenden, die 
meisten Stimmen auf sich vereinigen konnte und bisher nicht 
Mitglied im Vorstand ist. Der Nachrücker wird durch den Ver-
band benachrichtigt. Abs. 2 Satz 3 und 4 gelten entsprechend. 
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§ 21 Aufgaben des Vorstandes (zu §§ 51, 54 WVG)
(1)	 Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte des Verbandes, zu de-

nen nicht durch Gesetz oder Satzung der Verbandsausschuss 
oder durch Geschäftsordnung der Geschäftsführer berufen 
ist.

(2)	 Der Vorstand beschließt insbesondere über
	 a)	 die Vorschläge zur Änderung oder Ergänzung der Satzung, 

des Unternehmens, des Plans oder der Aufgaben des Ver-
bandes,

	 b)	 die Aufnahme und Entlassung von Mitgliedern gem. §§ 23 
Abs. 1, 24 Abs. 2 WVG,

	 c)	 die Aufstellung des Haushaltsplans sowie des Nachtrags-
haushaltsplans nach § 9 Abs. 1, §§ 2 bis 6 NRW AGWVG, 

	 d)	 die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten,
	 e)	 die Aufstellung der Jahresrechnung gem. § 11 NRW AG-

WVG und Weiterleitung an die vom Verbandsausschuss 
bestimmte Prüfstelle,

	 f)	 die Anstellung und Entlassung des Geschäftsführers ein-
schl. seiner Vergütung und Entschädigung,

	 g)	 Geschäfte innerhalb und außerhalb der laufenden Ver-
waltung, die im Einzelnen einen Betrag von 50.000,- € 
übersteigen,

	 h)	 die Aufstellung der Geschäftsordnung i.S.d. § 25 Abs. 2.

§ 22 Sitzungen des Vorstandes (zu § 56 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende, in dessen Abwesenheit der Stell-

vertretende Vorstandsvorsitzende, lädt, sofern es die Ver-
bandsgeschäfte oder 2 Vorstandsmitglieder fordern, jedoch 
mindestens zweimal im Jahr, die Vorstandsmitglieder und die 
Aufsichtsbehörde schriftlich oder in Textform mit mindestens 
zweiwöchiger Frist zu den Vorstandssitzungen ein. Er teilt mit 
der Ladung die Tagesordnung mit. Der Vorstandsvorsitzende 
kann bei Bedarf Dritte zu einzelnen Tagesordnungspunkten 
der Sitzungen hinzuziehen.

(2)	 Die Ladungsfrist kann in dringenden Fällen auf 3 Tage ver-
kürzt werden. In der Ladung ist darauf hinzuweisen.

(3)	 Der Vorstandsvorsitzende, in dessen Abwesenheit der Stell-
vertretende Vorstandsvorsitzende, leitet die Vorstandssitzun-
gen. Er hat Stimmrecht.

(4)	 An allen Sitzungen nimmt der Geschäftsführer teil.

§ 23 Beschließen im Vorstand (zu § 56 WVG)
(1)	 Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der 

Stimmen der anwesenden Vorstandsmitglieder. Jedes 
Vorstands-mitglied hat eine Stimme. Stimmengleichheit 
bedeutet Ablehnung. Stimmenthaltungen werden bei der 
Ermittlung der für die Mehrheit erforderlichen Stimmenzahl 
nicht mitgerechnet.

(2)	 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälf-
te der satzungsmäßigen Vorstandsmitgliederzahl anwesend 
ist. Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen ist er be-
schlussfähig, wenn in der Ladung mitgeteilt worden ist, dass 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlossen 
wird.

(3)	 Auf schriftlichem oder textlichem Wege außerhalb von Vor-
standssitzungen erzielte Umlaufbeschlüsse sind gültig unter 
den Voraussetzungen des Abs. 1, wenn alle Vorstandsmitglie-
der durch Zustimmung, Ablehnung oder Enthaltung ihre Wil-
lensbildung zum Ausdruck gebracht haben.

(4)	 Über die Sitzungen sind Ergebnisniederschriften zu fertigen. 
Diese sind vom Vorstandsvorsitzenden, bei dessen Abwesen-
heit von der Sitzung vom Stellvertretenden Vorstandsvorsit-

zenden, und einem Vorstandsmitglied zu unterschreiben und 
allen Vorstandsmitgliedern zuzuleiten.

(5)	 Die Vorstandsmitglieder haben – auch nach Beendigung ihrer 
Tätigkeit – über die ihnen dabei bekannt gewordenen Ange-
legenheiten Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht für 
Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, 
die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen.

§ 24 Geschäfte des Vorstandsvorsitzenden, des Stellvertretenden 
Vorstandsvorsitzenden und des Vorstandes (zu §§ 51, 54 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertreten-

de Vorstandsvorsitzende, führt den Vorsitz im Vorstand und 
im Verbandsausschuss. Ihm obliegen alle Geschäfte im Rah-
men der Beschlüsse des Verbandsausschusses.

(2)	 Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben die erforderliche Sorgfalt anzuwenden. Sie sind dem 
Verband insbesondere dafür verantwortlich, dass die Bestim-
mungen der Gesetze, Verordnungen und Satzung eingehalten 
und die Beschlüsse des Verbandsausschusses ausgeführt 
werden.

(3)	 Der Vorstandsvorsitzende unterrichtet in angemessenen Zeit-
abständen die Verbandsmitglieder in geeigneter Weise über 
die Angelegenheiten des Verbandes. Dazu gehören auch die 
Grundlagen der Beitragsbemessung im Rahmen der Veranla-
gungsregeln, insbesondere auch die Höhe der für das jeweili-
ge Veranlagungsjahr geschätzten Kostensätze.

§ 25 Geschäftsführer
(1)	 Der Verband hat einen Geschäftsführer.

(2)	 Der Geschäftsführer führt seine Tätigkeit im Rahmen der vom 
Vorstand zu erlassenden Geschäftsordnung.

(3)	 Der Geschäftsführer ist Dienstvorgesetzter aller Dienstkräfte 
des Verbandes.

§ 26 Dienstkräfte
Der Verband hat Dienstkräfte, die im Stellenplan, dem Organi-
gramm und den Stellenbeschreibungen ausgewiesen sind.

§ 27 Gesetzliche Vertretung des Verbandes (zu §§ 54, 55 WVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertre-

tende Vorstandsvorsitzende, vertritt den Verband gerichtlich 
und außergerichtlich, sofern nicht der Geschäftsführer für be-
stimmte Bereiche hierzu berufen ist.

(2)	 Der Geschäftsführer vertritt den Verband gerichtlich und 
außergerichtlich für den Bereich der laufenden Verwaltung 
und für darüber hinausgehende Angelegenheiten, zu denen 
er durch Beschluss des Vorstandes bzw. des Verbandsaus-
schusses ausdrücklich ermächtigt wird.

(3)	 Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, 
bedürfen der Schriftform; sie sind nach Maßgabe der für den 
jeweiligen Fall geltenden Regelung von dem Vertretungsbe-
rechtigten zu unterzeichnen.

(4)	 Die Aufsichtsbehörde erteilt den vertretungsbefugten Perso-
nen eine Bestätigung über die jeweilige Vertretungsbefugnis.

§ 28 Aufwandsentschädigung (zu § 52 WVG)
(1)	 Die Vorstands- und Verbandsausschussmitglieder sind eh-

renamtlich tätig.

(2)	 Die Verbandsausschussmitglieder sowie Stellvertreter im 
Verbandsausschuss und Vorstand erhalten als Ersatz aller mit 
ihrem Amt in Verbindung stehenden notwendigen Auslagen, 
Ausfälle und Aufwendungen, eine Aufwandsentschädigung 
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gem. § 1 Abs. 2 Ziffer 4 c) der Entschädigungsverordnung des 
Landes NRW (EntschVO) vom 05.05.2014 in der jeweils gülti-
gen Fassung. 

(3)	 Die Vorstandsmitglieder erhalten als Ersatz aller notwendigen 
Auslagen, Ausfälle und Aufwendungen, eine Aufwandsent-
schädigung gem. § 1 Abs. 2, Ziffer 4 b) der Entschädigungs-
verordnung des Landes NRW (EntschVO) vom 05.05.2014 in 
der jeweils gültigen Fassung. 

(4)	 Der Vorstandsvorsitzende erhält eine zusätzliche Aufwands-
entschädigung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 6 der Entschädigungsver-
ord-nung des Landes NRW (EntschVO) vom 05.05.2014 in der 
jeweils gültigen Fassung, mit der Änderung, dass der Faktor 
des § 3 Abs. 1 Nr. 6 auf die monatliche Pauschale nach § 28 
Abs. 3 der Satzung angewendet wird.

(5)	 Der Stellvertretende Vorstandsvorsitzende erhält eine zu-
sätzliche Aufwandsentschädigung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 8 der 
Ent-schädigungsverordnung des Landes NRW (EntschVO) 
vom 05.05.2014 in der jeweils gültigen Fassung, mit der Än-
derung, dass der Faktor des § 3 Abs. 1 Nr. 8 auf die monat-
liche Pauschale nach § 28 Abs. 3 der Satzung angewendet 
wird.

§ 29 Haushaltsführung (zu § 56 WVG und § 1 NRW AGWVG)
(1)	 Für die Haushaltsführung des Verbandes gelten §§ 2 bis 

7 und 9 bis 12 des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes 
über Wasser- und Bodenverbände (Wasserverbandsge-
setz – WVG) vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405) im Land 
Nordrhein-Westfalen (NRW AGWVG) vom 07. März 1995 in der 
jeweils gültigen Fassung. 

(2)	 Der Verband hat seine Haushaltswirtschaft so zu planen und 
zu führen, dass die stetige Erfüllung seiner Aufgaben gesi-
chert ist. Die Haushaltswirtschaft ist wirtschaftlich, effizient 
und sparsam zu führen.

§ 30 Haushaltsplan (zu § 65 WVG, §§ 2-7 und 9 NRW AGWVG)
(1)	 Der Vorstand stellt durch Beschluss für jedes Haushaltsjahr 

einen Haushaltsplan und nach Bedarf Nachträge auf. Haus-
haltsjahr ist das Kalenderjahr. Der Verbandsausschuss be-
schließt den Haushaltsplan vor Beginn des Haushaltsjahres 
und die Nachträge bis zum Abschluss des laufenden Haus-
haltsjahres. 

(2)	 Der Vorstandsvorsitzende zeigt den festgesetzten Haushalts-
plan mit allen Anlagen und ggf. die Nachträge dazu unver-
züg-lich der Aufsichtsbehörde an. Wenn der Verband die zur 
Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen Ausgaben nicht oder 
nicht rechtzeitig im Haushaltsplan festsetzt, kann die Auf-
sichtsbehörde einen mit Gründen versehenen Festsetzungs-
bescheid erlassen.

(3)	 Der Haushaltsplan muss den Anforderungen der §§ 2 bis 5 
NRW AGWVG entsprechen und enthält alle im Haushaltsjahr 
für die Erfüllung der Aufgaben des Verbandes voraussichtlich

	 1.	 eingehenden Einnahmen,
	 2.	 zu leistenden Ausgaben,
	 3.	 notwendigen Verpflichtungsermächtigungen.

	 Der Haushaltsplan muss in Einnahmen und Ausgaben ausge-
glichen sein. Dem Haushaltsplan sind

	 1.	 der Vermögenshaushalt gem. § 2 Abs. 4 NRW AGWVG,
	 2.	 der Finanzplan gem. § 3 NRW AGWVG,
	 3.	 die Vermögensübersicht gem. § 4 NRW AGWVG, 
	 4.	 der Tilgungsplan gem. § 6 NRW AGWVG,
	 5.	 die Rücklagenplanung gem. § 6 NRW AGWVG und
	 6.	 der Stellenplan gem. § 26

	 beizufügen. Den im Haushaltsplan zu veranschlagenden Ein-
nahmen und Ausgaben sind die Ergebnisse des Abschlusses 
des Vorvorjahres und die Haushaltspositionen des Vorjahres 
voranzustellen.

(4)	 Der Höchstbetrag des Kassenkredites darf 20 % der Ver-
bandsbeiträge des Vorjahres nicht übersteigen. 

§ 31 Nichtplanmäßige Ausgaben 
(zu § 65 WVG und § 10 NRW AGWVG)
(1)	 Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertreten-

de Vorstandsvorsitzende, kann über- und außerplanmäßige 
Ausgaben leisten, zu denen der Verband rechtlich verpflich-
tet ist oder soweit ein Aufschub einen erheblichen Nachteil 
bringen würde. Entsprechendes gilt für Verpflichtungser-
mächtigungen.

(2)	Über über- und außerplanmäßige Ausgaben unterrichtet 
der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellver-
tretende Vorstandsvorsitzende, den Vorstand in seiner 
nächsten Sitzung. Über- und außerplanmäßige Ausgaben 
sind dem Verbandsausschuss in der nächsten Sitzung zum 
Zwecke der Entlastung des Vorstandsvorsitzenden bzw. 
des Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden zur Geneh-
migung vorzulegen. 

(3)	 Ist die Deckung für die zu leistenden Ausgaben im laufenden 
Haushaltsjahr nicht gewährleistet, ist vom Vorstand ein Nach-
trag zum Haushaltsplan aufzustellen und vom Verbandsaus-
schuss festzusetzen.

§ 32 Liquidität
Die Liquidität des Verbandes einschließlich der Finanzierung der 
Investitionen ist sicherzustellen.

§ 33 Jahresrechnung (zu § 65 WVG und § 12 NRW AGWVG)
(1)	 Der Vorstand stellt über alle Einnahmen und Ausgaben des 

abgelaufenen Haushaltsjahres (Rechnungsjahr) eine Jahres-
rechnung auf und legt sie in der ersten Hälfte des neuen 
Haushaltsjahres der vom Verbandsausschuss bestimmten 
Prüfstelle mit allen Unterlagen zur Prüfung vor.

(2)	 Die Prüfung der Jahresrechnung erstreckt sich darauf, ob
	 a)	 nach der Rechnung der Haushaltsplan eingehalten ist,
	 b)	 die einzelnen Einnahme- und Ausgabebeträge der Rech-

nung ordnungsgemäß, insbesondere durch Belege, nach-
gewiesen sind und

	 c)	 die Rechnungsbeträge mit den Vorschriften des Gesetzes 
über die Wasser- und Bodenverbände (WVG) vom 12. Fe-
bruar 1991, des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes 
über die Wasser- und Bodenverbände vom 12. Februar 
1991 im Lande Nordrhein Westfalen (NRW AGWVG) vom 
07. März 1995, der Satzung und sonstigen Vorschriften in 
der jeweils gültigen Fassung im Einklang stehen.

	 Die Prüfstelle berichtet dem Vorstand schriftlich über das Er-
gebnis der Prüfung.

(3)	 Der Vorstandsvorsitzende, in Abwesenheit der Stellvertre-
tende Vorstandsvorsitzende, legt die Jahresrechnung und 
den Prüfbericht der Prüfstelle der Aufsichtsbehörde vor. Der 
Verbandsausschuss stellt die Jahresrechnung fest und be-
schließt über die Entlastung des Vorstandes.

§ 34 Verbandsbeiträge (zu §§ 28, 29 WVG)
(1)	 Die Mitglieder haben dem Verband die Verbandsbeiträge zu 

leisten, die zur Erfüllung seiner Aufgaben und Verbindlichkei-
ten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung notwendig 
sind. Die Verbandsbeiträge bestehen aus Geldleistungen. 
Die Erhebung von Mindestbeiträgen ist zulässig. 
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(2)	 Ein ausgeschiedenes Mitglied bleibt zur Zahlung der bis zu 

seinem Ausscheiden festgesetzten Verbandsbeiträge ver-
pflichtet. Es kann auch zu späteren Verbandsbeiträgen wie 
ein Mitglied wegen der Aufwendungen herangezogen wer-
den, die durch sein Ausscheiden vergeblich geworden sind 
und die nicht vermieden werden konnten.

(3)	 Der Verband ist mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde be-
rechtigt, Eigentümer von Grundstücken oder Anlagen, die 
nicht Verbandsmitglied sind, wie ein Mitglied für den durch 
das Verbandsunternehmen entstehenden Vorteil als Nutznie-
ßer zu Verbandsbeiträgen heranzuziehen.

(4)	 Verbandsbeiträge sind öffentliche Abgaben. Die Beitrags-
pflicht der dinglichen Verbandsmitglieder ruht als öffentliche 
Last auf den Grundstücken und Anlagen, mit denen die ding-
lichen Verbandsmitglieder an dem Verband teilhaben.

§ 35 Maßstab der Verbandsbeiträge (zu § 30 WVG)
(1)	 Die Verbandsbeiträge verteilen sich auf die Mitglieder im Ver-

hältnis der Vorteile, die sie von der Durchführung der Aufga-
ben des Verbandes haben und der Lasten, die der Verband 
auf sich nimmt, um den von den Mitgliedern ausgehenden 
nachteiligen Einwirkungen zu begegnen oder um ihnen Leis-
tungen abzunehmen. Vorteile sind auch die Erleichterung 
einer Pflicht des Mitgliedes und die Möglichkeit, die Maß-
nahmen des Verbandes zweckmäßig und wirtschaftlich aus-
zunutzen.

(2)	 Auf Grundlage des Vorteilsprinzips verteilen sich die Ver-
bandsbeiträge für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 
1 Buchstabe a) bis d) und – vorbehaltlich eines zustimmen-
den Beschlusses des Verbandsausschusses zur Übernahme 
dieser Aufgabe – nach § 3 Abs. 2 Buchstabe a) sowie deren 
zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) im Verhältnis 
der sich aus dem Liegenschaftskataster ergebenden Katas-
terfläche der im Verbandsgebiet liegenden Grundstücke auf 
die Mitglieder. Dabei erfolgt eine Gewichtung nach Nutzungs-
arten auf Grundlage des Amtlichen Liegenschaftskataster 
Informations-systems NRW (ALKIS).

(3)	 Auf Grundlage des Vorteilsprinzips verteilen sich die Verbands-
beiträge für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 2  Buch-
stabe b) und deren zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchsta-
be e) – vorbehaltlich eines zustimmenden Beschlusses des 
Verbandsausschusses zur Übernahme dieser Aufgabe – im 
Verhältnis der sich aus dem Liegenschaftskataster ergeben-
den Katasterflächen der im Verbandsgebiet liegenden Grund-
stücke im Außenbereich, auf die Mitglieder. 

(4)	 Der Verband erhebt für nachteilige Einwirkungen, die von 
Anlagen oder sonstigen auf Grundstücken vorhandenen 
Hinder-nissen auf die Gewässerunterhaltung ausgehen 
und damit den Unterhaltungsaufwand erhöhen, besondere 
Verbandsbeiträge (Erschwernisbeiträge). Die jeweilige Er-
schwernisbeitragshöhe richtet sich nach dem Umfang des 
Erschwernisses.

(5)	 Die Konkretisierung des Umlageverfahrens, der Maßstäbe zur 
Ermittlung der Verbandsbeiträge sowie die Höhe der jewei-
ligen Bemessungssätze folgen im Übrigen aus den Veranla-
gungsregeln.

§ 36 Erhebung der Veranlagungsdaten (zu §§ 26, 30 WVG)
(1)	 Der Verband erhebt die für die Ermittlung der Verbandsbeiträ-

ge erforderlichen Daten.

(2)	 Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für die 
Veranlagung der Mitglieder erforderlichen Angaben, vollstän-

dig, wahrheitsgemäß, kostenfrei und rechtzeitig zu machen 
und den Verband bei örtlich notwendigen Feststellungen 
kostenfrei zu unterstützen. Veränderungen in den Veranla-
gungsgrundlagen sind dem Verband unverzüglich mitzutei-
len. Der Verband ist erst vom Zeitpunkt der Kenntnisnahme 
an verpflichtet, die entsprechenden Änderungen bei der Bei-
tragsveranlagung zu berücksichtigen. Mitglieder, die nach 
ihrem Eigentum zu Beiträgen veranlagt werden, bleiben bei 
Veräußerung ihres Eigentums für das laufende Kalenderjahr 
in vollem Umfang beitragspflichtig.

(3)	 Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach 
pflichtgemäßem Ermessen durch den Vorstand geschätzt, 
wenn es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht mög-
lich ist, den Beitrag eines Mitgliedes mit verhältnismäßigem 
Aufwand zu ermitteln.

§ 37 Erhebung und Vollstreckung der Verbandsbeiträge 
(zu §§ 31, 32 WVG)
(1)	 Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge aufgrund der Sat-

zung durch Beitragsbescheid. Die Veranlagungsregeln sind 
Bestandteil der Satzung.

(2)	 Soweit es für die Durchführung des Unternehmens und die 
Verwaltung erforderlich ist, erhebt der Verband von seinen 
Mitgliedern Vorausleistungen auf die Verbandsbeiträge nach 
den Maßstäben des Vorjahres.

(3)	 Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat Säumniszu-
schläge, Mahn-, Verwaltungs-, Zwangs-vollstreckungs- und 
Gerichtsvollzieherkosten zu tragen. Näheres bestimmen die 
Veranlagungsregeln.

(4)	 Die auf Gesetz oder Satzung beruhenden Forderungen des 
Verbandes können nach dem Verwaltungsvollstreckungsge-
setz für das Land Nordrhein-Westfalen (Verwaltungsvollstre-
ckungsgesetz NRW – VwVG NRW) vom 19.02.2003 in der je-
weils geltenden Fassung vollstreckt werden.

(5)	 Vollstreckungsbehörde ist der Vorstandsvorsitzende, in Ab-
wesenheit der Stellvertretende Vorstandsvorsitzende.

§ 38 Ordnungsgewalt (zu § 68 WVG)
Der Vorstand kann auf Gesetz oder Satzung beruhende Anord-
nungen, insbesondere zum Schutz des Verbandsunternehmens, 
erlassen.

§ 39 Rechtsbehelfe
(1)	 Die Verwaltungsakte sind mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 

zu versehen.

(2)	 Die Rechtsbehelfe gegen den Beitragsbescheid, Ordnungs-
maßnahmen, Zwang und andere Verwaltungsakte des Ver-
bandes und seiner Organe richten sich nach der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 in der jeweils 
geltenden Fassung.

§ 40 Bekanntmachungen (zu § 67 WVG)
(1)	 Bekanntmachungen des Verbandes werden im Amtsblatt der 

Bezirksregierung Düsseldorf veröffentlicht.

(2)	 Für Bekanntmachungen umfangreicherer Unterlagen des Ver-
bandes genügt die Bekanntgabe des Ortes, wo Einblick ge-
nommen werden kann.

(3)	 Je nach Grund und Zweck der Veröffentlichung kann der Ver-
band zusätzliche Veröffentlichungsmedien nutzen. 

§ 41 Rechtsaufsicht (zu §§ 72, 73 WVG)
(1)	 Der Verband unterliegt der Rechtsaufsicht durch die Auf-

sichtsbehörde.

(2)	 Oberste Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für Klima-
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schutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-Westfalen.

(3)	 Obere Aufsichtsbehörde ist die Bezirksregierung Düsseldorf.

(4)	 Untere Aufsichtsbehörde ist der Landrat Viersen.

(5)	 Soweit gem. § 3 der Verordnung über zuständige Aufsichtsbe-
hörden nach dem Gesetz über Wasser- und Bodenverbände 
vom 14.07.1992 in ihrer jeweils gültigen Fassung nichts ande-
res bestimmt ist, werden die Aufgaben der Aufsichtsbehörde 
von der Unteren Aufsichtsbehörde wahrgenommen.

§ 42 Zustimmung zu Geschäften 
(zu § 75 WVG, § 7 Abs. 1 NRW AGWVG)
(1)	 Folgende Rechtsgeschäfte bedürfen, zum Zwecke der Zustim-

mung, der schriftlichen Anzeige bei der Aufsichtsbehörde:
	 a)	 unentgeltliche Veräußerungen von Vermögensgegenstän-

den;
	 b)	 Aufnahmen von Darlehen, die im Einzelnen den Betrag 

von 250.000,- € übersteigen;
	 c)	 Rechtsgeschäfte mit einem Vorstandsmitglied einschließ-

lich der Vereinbarung von Vergütungen, soweit sie über 
den Ersatz von Aufwendungen hinausgehen;

	 d)	 Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen aus Ge-
währleistungsverträgen und zur Bestellung von Sicherhei-
ten;

	 e)	 Aufnahme von Kassenkrediten nach § 7 Abs. 1 NRW AGWVG;
	 f)	 Rechtsgeschäfte, die einem der in Buchstabe a) bis e) an-

gegebenen Geschäfte gleichkommen.

(2)	 Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Eingang der Anzeige bei der Aufsichtsbe-
hörde versagt wird.

§ 43 Gleichstellung
Alle Bezeichnungen der Satzung sind geschlechtsneutral ange-
wendet.

§ 44 Übergangsregelungen
(1)	 Die erste Wahl des Verbandsausschusses nach § 11 findet im 

Oktober 2020 statt. Für die Amtszeit der zum Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Satzung amtierenden Verbandsausschuss-
mitglieder und ihrer Stellvertreter gilt § 12 Abs. 1 Satz 2. 

(2)	 Die erste Wahl des Vorstandes bzw. des Vorstandsvorsitzen-
den und Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden nach §§ 17, 
18 findet im Dezember 2022 statt. Für die Amtszeit der zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung amtierenden Vor-
standsmitglieder und ihrer Stellvertreter gilt § 20 Abs. 1 Satz 2.

(3)	 Für die Nachbesetzung von ausscheidenden Mitgliedern des 
Verbandsausschusses und des Vorstandes sowie deren je-
weiliger Stellvertreter, gelten bis zur Wahl nach Abs. 1 und 2 
die Regelungen der Verbandssatzung vom 11. Oktober 1995.

§ 45 Inkrafttreten (zu § 58 WVG)
(1)	 Diese Satzung tritt am 01. Januar 2016 in Kraft.

(2)	 Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 11. Oktober 1995, 
zuletzt geändert durch Beschluss des Verbandsausschusses 
vom 15. Dezember 2010, außer Kraft.

Artikel 7b (Ausschussbeschluss vom 27.11.2015)
Die Veranlagungsregeln des Wasser- und Bodenverbandes der 
Mittleren Niers erhalten die folgende Fassung: 

Gliederung
I.	 Anlagen- und grundstücksbezogene Erschwernisbeiträge
1.	 Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung für er-

höhten Unterhaltungsaufwand durch Anlagen oder sonstige 
auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder über 

oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben.

2.	 Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung für er-
höhten Unterhaltungsaufwand durch Anlagen oder sonstige 
auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder über 
oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben, die eine 
luftseitige Schließung des Gewässerabschnittes bewirken.

II.	 Grundstücksflächenbezogene Beiträge
1.	 Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35 Abs. 2 Verbandssat-

zung für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 1 Buch-
stabe a) bis d), § 3 Abs. 2 Buchstabe a) und deren zugehörige 
Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Verbandssatzung.

2.	 Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35 Abs. 3 Verbandssat-
zung für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 2 Buchsta-
be b) und deren zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe 
e) Verbandssatzung.

III. Mindestbeitrag

IV. Veranlagungsjahr, Fälligkeit, Zuschläge und Verfahrenskosten

V. Inkrafttreten

I. Anlagen und grundstücksbezogene Erschwernisbeiträge
1.	 Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung für er-

höhten Unterhaltungsaufwand durch Anlagen oder sonstige 
auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder über 
oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben:

(1)	 Anlagen oder sonstige auf Grundstücken vorhandene Hin-
dernisse in, an oder über oberirdischen Gewässern oder 
Entwäs-serungsgräben, innerhalb des Abstandes nach § 
7 Abs. 3 Verbandssatzung, erzeugen einen erhöhten Un-
terhaltungsaufwand, weil der Verband dort nicht oder nur 
eingeschränkt die Möglichkeit hat, mit seinen für oberirdi-
sche Gewässer und Entwässerungsgräben eingesetzten Ma-
schinen und Großgeräten die Unterhaltung in einem Zuge 
durchzuführen oder dort spezielles Gerät für Engstellen ein-
setzen muss. Unter diese Anlagen und Hindernisse fallen 
insbesondere: 

	 -	 Mauern, Zäune und Hecken,
	 -	 ackerbauliche und gartenbauliche Nutzungen,
	 -	 Gebäude, Gebäudebestandteile,
	 -	 Masten, Pfähle und Schilder, 
	 -	 Bäume, Baumkronen, Baumstubben, Sträucher,
	 -	 Stege, Gerüste, Tränken,
	 -	 Einleitstellen, Einleitbauwerke,
	 -	 Abgrabungen, Aufschüttungen. 

(2)	 Der hierdurch hervorgerufene Erschwernisaufwand ist vom 
gesamten Unterhaltungsaufwand vorweg abzusetzen und 
vom jeweiligen Erschwerer in Form eines Erschwernisbeitrags 
gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung zu tragen. Erschwerer sind 
die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der Grundstücke und 
Anlagen, die die Unterhaltung über die bloße Beteiligung am 
natürlichen Abflussvorgang hinaus erschweren. Soweit auf 
einem Grundstück ein Erbbaurecht lastet, tritt an die Stelle 
des rechtlichen Eigentümers der Erbbauberechtigte.

(3)	 Der Erschwernisbeitrag zu 1. beträgt E1.
	 E1 entspricht dem Ergebnis folgender näherungsweiser Ab-

schätzung: 
	 E1 =	 LE1 * e1 + VK [€]
	 LE1=	 die bei Bescheiderstellung aus Luftbildaufnahmen des 

Geoinformationssystems abgegriffene, erkennbare längste 
Ausdehnung der Anlage oder des Hindernisses parallel zur 
Gewässerachse [m]

	 e1 =	 Beitragssatz, ermittelt nach der Formel:
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	 e1 =	 BM + HS - MK - MA [€/m]
	 Für ackerbauliche und gartenbauliche Nutzungen reduziert 

sich die Berechnung von e1 auf die Summe der in den Para-
metern MK und MA für das jeweilige Veranlagungsjahr ent-
haltenen geschätzten Kostensätze für die An- und Abfahrt, 
da diese Erschwernisse regelmäßig nicht über den gesam-
ten, für die jeweils erforderliche Unterhaltungsmaßnahme 
zur Verfügung stehenden Zeitraum vorhanden sind.

	 BM =	geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweili-
ge Veranlagungsjahr für Böschungs-/Randstreifenmahd über 
Balken/Seitenmäher [€/m]

	 HS =	 geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweilige 
Veranlagungsjahr für Sohlmahd über Handsense [€/m]

	 MK =	geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweilige 
Veranlagungsjahr für Sohlmahd über Mähkorb [€/m]

	 MA =	geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweili-
ge Veranlagungsjahr für Böschungsmahd über Schlepper mit 
Mähausleger [€/m]

	 VK =	 geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweili-
ge Veranlagungsjahr für die erschwernisbezogenen Verwal-
tungskosten [€ pro Bescheid]

2.	 Erschwernisbeitrag gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung für 
erhöhten Unterhaltungsaufwand durch Anlagen oder sons-
tige auf Grundstücken vorhandene Hindernisse in, an oder 
über oberirdischen Gewässern oder Entwässerungsgräben, 
die eine luftseitige Schließung des Gewässerabschnittes 
bewirken:

(1)	 Anlagen oder sonstige auf Grundstücken vorhandene Hinder-
nisse in, an oder über oberirdischen Gewässern oder Entwäs-
serungsgräben, innerhalb des Abstandes nach § 7 Abs. 3 
Verbandssatzung, die eine luftseitige Schließung des Gewäs-
serabschnittes nach oben bewirken, erzeugen einen erhöh-
ten Unterhaltungsaufwand, weil der Verband dort nicht die 
Möglichkeit hat, mit seinen für oberirdische Gewässer und 
Entwässerungsgräben eingesetzten Maschinen und Großge-
räten die Unterhaltung in einem Zuge durchzuführen und dort 
spezielles Gerät für Durchlassreinigungen einsetzen muss. 
Unter diese Anlagen und Hindernisse fallen insbesondere: 

	 -	 Brücken, 
	 -	 Durchlässe, 
	 -	 Rohrleitungen,
	 -	 Verrohrungen.

(2)	 Der hierdurch hervorgerufene Erschwernisaufwand ist vom 
gesamten Unterhaltungsaufwand vor-weg abzusetzen und 
vom jeweiligen Erschwerer in Form eines Erschwernisbeitrags 
gem. § 35 Abs. 4 Verbandssatzung zu tragen. Erschwerer sind 
die jeweiligen rechtlichen Eigentümer der Grundstücke und 
Anlagen, die die Unterhaltung über die bloße Beteiligung am 
natürlichen Abflussvorgang hinaus erschweren. Soweit auf 
einem Grundstück ein Erbbaurecht lastet, tritt an die Stelle 
des rechtlichen Eigentümers der Erbbauberechtigte.

(3)	 Der Erschwernisbeitrag zu 2. beträgt E2.
	 E2 entspricht dem Ergebnis folgender näherungsweiser Ab-

schätzung: 
	 E2 =	 LE2 * e2 + VK [€]
	 LE2=	die bei Bescheiderstellung aus Luftbildaufnahmen des 

Geoinformationssystems abgegriffene erkennbare längste 
Ausdehnung der Anlage oder des Hindernisses parallel zur 
Gewässerachse [m]

	 e2 =	 Beitragssatz ermittelt nach der Formel:
	 e2 =	 SK - MK - MA [€/m]
	 SK =	 geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweilige 

Veranlagungsjahr für Durchlassreinigungen [€/m]

	 MK =	geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweilige 
Veranlagungsjahr für Sohlmahd über Mähkorb [€/m] 

	 MA =	geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweili-
ge Veranlagungsjahr für Böschungsmahd über Schlepper mit 
Mähausleger [€/m]

	 VK =	 geschätzter Kostensatz des Verbandes für das jeweili-
ge Veranlagungsjahr für die erschwernisbezogenen Verwal-
tungskosten [€ pro Bescheid].

II.	 Grundstücksflächenbezogene Beiträge

1.	 Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35 Abs. 2 Verbandssat-
zung für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 1 Buchstabe 
a) bis d), § 3 Abs. 2 Buchstabe a) und deren zugehörige Anteile 
von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Verbandssatzung:

(1)	 Die Ausgaben, die zur Erfüllung der Verbandsaufgaben nach 
§ 3 Abs. 1 Buchstabe a) bis d) und deren zugehörige Anteile 
von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Verbandssatzung im Haushalts-
plan des jeweiligen Veranlagungsjahres entstehen, werden 
nach Abzug der hindernisbezogenen Erschwernisbeiträge 
und sonstigen Einnahmen in diesen Verbandsaufgabenbe-
reichen, auf Grundlage des in § 35 Abs. 2 Verbandssatzung 
genannten Beitragsmaßstabs, auf die Stadt oder Gemeinde 
umgelegt, auf deren Gebiet die jeweiligen Grundstücke lie-
gen. Sofern eine Übertragung von Aufgaben nach § 3 Abs. 2 
Buchstabe a) Verbandssatzung erfolgt, sind auch die inso-
weit entstandenen Kosten nach dem vorgenannten Beitrags-
maßstab umzulegen.

(2)	 Grundlage der Veranlagung sind die Katasterflächen der im 
Verbandsgebiet liegenden Grundstücke; bei der Umlage er-
folgt wegen der unterschiedlichen Abflussverhältnisse ei-
ne Differenzierung nach Nutzungsarten auf Grundlage des 
Amtlichen Liegenschaftskataster Informationssystems NRW 
(nachfolgend ALKIS). Die Gewichtung der jeweiligen Kataster-
flächen folgt aus der Anlage 1.

(3)	 Der Grundstücksflächenbeitrag zu 1. beträgt G1.
	 G1 entspricht dem Ergebnis folgender näherungsweiser Ab-

schätzung: 
	 G1 =	 FG1 * g1 [€]
	 FG1 = gewichtete Katasterfläche der Grundstücksfläche im 

Verbandsgebiet bei Bescheiderstellung [m²]
	 g1 =	 Beitragssatz, ermittelt nach der Formel:
	 g1 =	 (GA1 - GE1 - GS1) / FG1ges [€/m²]
	 GA1 = Gesamtausgaben für die Aufgabenwahrnehmung nach 

§ 3 Abs. 1 Buchstabe a) bis d), § 3 Abs. 2 Buchstabe a) und 
deren zugehörige Anteile von Abs. 1 Buchstabe e), im Haus-
haltsplan des jeweiligen Veranlagungsjahres [€]

	 GE1 = Gesamtbetrag der anlagen- und grundstücksbezoge-
nen Erschwernisbeitragseinnahmen nach Abschnitt I Veranla-
gungsregeln, im Haushaltsplan des jeweiligen Veranlagungs-
jahres [€]

	 GS1 = Gesamtbetrag der sonstigen Einnahmen für die Auf-
gabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 1 Buchstabe a) bis d), § 3 
Abs. 2 Buchstabe a) und deren zugehörige Anteile von § 3 
Abs. 1 Buchstabe e), im Haushaltsplan des jeweiligen Veran-
lagungsjahres [€]

	 FG1ges = Summe der gewichteten Katasterflächen aller 
Grundstücke im Verbandsgebiet bei Bescheiderstellung [m²]

	 Die gewichtete Katasterfläche des Grundstücks ermittelt sich 
nach der Formel:

	 FG1 =	F * gf [m²] 
	 F = 	 die bei Bescheiderstellung aus ALKIS ausgelesene Ka-

tasterfläche des Grundstückes im Verbandsgebiet [m²]
	 gf =	 Gewichtungsfaktor gem. Anlage 1
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2.	 Grundstücksflächenbeitrag gem. § 35 Abs. 3 Verbandssat-
zung für die Aufgabenwahrnehmung nach § 3 Abs. 2 Buchstabe 
b) und deren zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) 
Verbandssatzung: 
(1)	 Der Verband hat nach § 3 Abs. 2 Buchstabe b) Verbandssat-

zung den Bau, Ausbau und die Unterhaltung der land- und 
forstwirtschaftlichen Wege einschließlich der zugehörigen 
Brückenbauwerke vorzunehmen, sofern zuvor eine Übertra-
gung dieser Aufgabe auf Grundlage des § 3 Abs. 2 Verbands-
satzung auf den Verband erfolgt ist. Die Ausgaben, die in 
diesem Fall zur Erfüllung dieser Verbandsaufgaben und de-
ren zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e) Verbands-
satzung im Haushaltsplan des jeweiligen Veranlagungsjahres 
entstehen, werden nach Abzug der sonstigen Einnahmen in 
diesen Verbandsaufgabenbereichen, auf Grundlage des in 
§ 37 Abs. 3 Verbandssatzung genannten Beitragsmaßstabs, 
auf die Stadt oder Gemeinde umgelegt, auf deren Gebiet die 
jeweiligen Grundstücke liegen. 

(2)	 Grundlage der Veranlagung sind die Katasterflächen der im 
Verbandsgebiet liegenden Grundstücke im Außenbereich 
der Städte und Gemeinden, die die Aufgaben gem. § 3 Abs. 
2 Verbandssatzung übertragen haben. Unter Außenbereich 
fallen die Grundstücke, die ganz oder teilweise nicht im Gel-
tungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplanes liegen 
und die auch nicht zu einem in Zusammenhang bebauten 
Ortsteil gehören.

(3)	 Der Grundstücksflächenbeitrag zu 2. beträgt G2.
	 G2 entspricht dem Ergebnis folgender näherungsweiser Ab-

schätzung: 
	 G2  =	FG2 * g2 [€]
	 FG2 = die bei Bescheiderstellung aus ALKIS ausgelesene Ka-

tasterfläche des Grundstückes im Verbandsgebiet [m²]
	 g2 =	 Beitragssatz, ermittelt nach der Formel:
	 g2 =	 (GA2 - GS2) / FG2ges [€/m²]
	 GA2 = Gesamtausgaben für die Aufgabenwahrnehmung nach 

§ 3 Abs. 2 Buchstabe b) und deren zugehörige Anteile von § 3 
Abs. 1 Buchstabe e), im Haushaltsplan des jeweiligen Veran-
lagungsjahres [€]

	 GS2 = Gesamtbetrag der sonstigen Einnahmen für die Aufga-
benwahrnehmung nach § 3 Abs. 2 Buchstabe b) und deren 
zugehörige Anteile von § 3 Abs. 1 Buchstabe e), im Haus-
haltsplan des jeweiligen Veranlagungsjahres [€]

	 FG2ges = Summe der Katasterflächen der im Außenbereich 
liegenden Grundstücke im Verbandsgebiet bei Bescheider-
stellung [m²]

III.	 Mindestbeitrag
(1)	 Der Verband erhebt entsprechend § 34 Abs. 1 Satz 3 für die 

Aufgabenwahrnehmung nach § 35 Abs. 2 oder 3 Verbands-
satzung jeweils einen jährlichen Mindestbeitrag. Maßstab 
für die Berechnung der Höhe des Mindestbeitrags ist der 
geschätzte Kostenansatz des Verbandes für das jeweilige 
Veranlagungsjahr für die Erstellung eines Beitragsbescheids 
[€ pro Bescheid]. Der Mindestbeitrag wird nur dann erhoben, 
wenn nach dem sonstigen Beitragsverhältnis nach § 35 Abs. 
2 oder 3 Verbandssatzung, im Veranlagungsjahr, auf das 
jeweilige Verbandsmitglied jeweils ein Verbandsbeitrag un-
terhalb des sich nach Abschnitt III Abs. 1 Satz 1 ergebenden 
Betrages entfiele.

(2)	 Die Erhebung eines Mindestbeitrags nach § 35 Abs. 3 Ver-
bandssatzung steht unter dem Vorbehalt, dass zuvor eine 
Über-tragung dieser Aufgabe auf Grundlage des § 3 Abs. 2 
Buchstabe b) Verbandssatzung, auf den Verband erfolgt ist.

IV.	 Veranlagungsjahr, Fälligkeit, Zuschläge und Verfahrenskosten 
(1)	 Verbandsbeiträge werden für jedes Veranlagungsjahr erho-

ben. Veranlagungsjahr ist das Kalenderjahr. Die Fälligkeit 
der Verbandsbeiträge wird im Bescheid festgelegt. Wird bis 
zum Fälligkeitstag kein neuer Beitragsbescheid zugestellt, 
so sind dem Verband Verbandsbeiträge in Höhe des letzten 
rechtskräftigen Bescheides (Dauerbescheid) zu leisten. Ent-
sprechende Hinweise sind in die Beitragsbescheide aufzu-
nehmen.

(2)	 Werden Verbandsbeiträge nicht bis zum Ablauf des Fällig-
keitstages entrichtet, ist vom betreffenden Beitragsschuldner 
für jeden angefangenen Monat ein Säumniszuschlag nach 
§ 240 Abgabenordnung (AO) zu entrichten. 

(3)	 Zum Ablauf des Fälligkeitstages nicht eingegangene Beitrags-
zahlungen werden ab dem darauf folgenden Arbeitstag ge-
genüber dem Beitragsschuldner gemahnt. Soweit keine voll-
ständige Zahlung eingeht, erfolgt ab dem 14. bzw. ab dem 
28. Tag nach Fälligkeit der Beitragszahlung eine 2. bzw. 3. 
Mahnung der ausstehenden Beträge.

(4)	 Für jede ausgehende schriftliche Mahnung sind vom betref-
fenden Beitragsschuldner Mahnkosten in Höhe des geschätz-
ten Kostenansatzes des Verbandes für das jeweilige Veranla-
gungsjahr für die mahnbezogenen Verwaltungskosten [€ pro 
Bescheid] zu entrichten.

(5)	 Soweit keine vollständige Zahlung eingeht, erfolgt frühestens 
ab dem 42. Tag nach Fälligkeit der Beitragszahlung gegen-
über dem Beitragsschuldner die Einleitung des Zwangsvoll-
streckungsverfahrens über die ausstehenden Beträge. In der 
3. Mahnung ist darauf hinzuweisen. 

(6)	 Für jede Einleitung des Zwangsvollstreckungsverfahrens sind 
vom betreffenden Beitragsschuldner – neben den bis zum 
Zahlungseingang anfallenden Kosten des Gerichtsvollziehers 
– Zwangsvollstreckungskosten in Höhe des geschätzten Kos-
tenansatzes des Verbandes für das jeweilige Veranlagungs-
jahr für die zwangsvollstreckungsbezogenen Verwaltungs-
kosten [€ pro Bescheid] zu entrichten.

(7)	 Säumniszuschläge, Mahn-, Zwangsvollstreckungs- und Ge-
richtsvollzieherkosten werden wie Verbandsbeiträge behan-
delt und sind unverzüglich zu entrichten.

V.	 Inkrafttreten
(1)	 Die Veranlagungsregeln treten am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzei-

tig treten die Veranlagungsregeln vom 01.01.2002 außer Kraft.

(2)	 Beschlossen durch den Verbandsausschuss in seiner Sitzung 
vom 27.11.2015.

Anlage 1:
Gewichtungsfaktoren für leicht versiegelte Flächen (Buchstabe 
a), mitteldicht versiegelte Flächen (Buchstabe b), stärker versie-
gelte Flächen (Buchstabe c).

Für eine Fläche, die im Amtlichen Liegenschaftskataster Informa-
tionssystem NRW (ALKIS) mit einer der folgenden Bezeichnungen 
(Spalte 1) und der entsprechenden Kennung sowie der Attributart 
„Funktion“, „ohne Funktion“, „Vegetationsmerkmal“ oder „Art 
der Festlegung“ (Spalte 3) eingetragen ist, wird nach Maßgabe 
der in Spalte 2 enthaltenen Begriffsbestimmung anstatt eines 
Gewichtungsfaktors gf = 1, folgender Gewichtungsfaktor gf erho-
ben. Im Fall der Neubezeichnung der Nutzungsflächen in der Sys-
tematik des Amtlichen Liegenschaftskatasters Informationssys-
tem NRW (ALKIS) werden die Flächen den neuen Bezeichnungen 
zugeordnet, soweit damit keine Veränderung des Beitragsmaß-
stabes verbunden ist.  
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a) Leicht versiegelte Flächen: 
Gewichtungsfaktor gf = 2: 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung Attributart mit Wert

1 2 3

Flächen besonderer 
funktionaler Prägung 

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich 
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusammenhang 
stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend Gebäude und/oder 
Anlagen zur Erfüllung öffentlicher Zwecke oder historische 
Anlagen vorhanden sind.

41007

Historische Anlage Historische Anlage ist eine Fläche mit historischen Anlagen, 
z.B. historische Stadtmauern und -türme, Denkmäler und 
Ausgrabungsstätten.

Funktion 1300

Sport-, Freizeit- und Erholungs-
fläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestaltung oder 
der Erholung dient. 

41008

Sportanlage Sportanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, 
die zur Ausübung von (Wettkampf-)Sport und für Zuschauer 
bestimmt ist. 

Funktion 4100

Golfplatz Golfplatz ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, die 
zur Ausübung des Golfsports genutzt wird. 

Funktion 4110

Verkehrsübungsplatz Verkehrsübungsplatz ist eine Fläche, die Übungs- und Erpro-
bungszwecken dient. 

Funktion 4270

Hundeübungsplatz Hundeübungsplatz ist eine Fläche, auf der Übungen mit Hunden 
durchgeführt werden.

Funktion 4280

Modellflugplatz Modellflugplatz ist eine Fläche, die zur Ausübung des Modell-
flugsports dient. 

Funktion 4290

Schwimmbad, Freibad Schwimmbad, Freibad ist eine Anlage mit Schwimmbecken 
oder Anlage an Ufern von Gewässern für den Badebetrieb und 
Schwimmsport. 

Funktion 4320

Campingplatz Campingplatz ist eine Fläche für den Aufbau einer größeren Zahl 
von Zelten oder zum Abstellen und Benutzen von Wohnwagen 
mit ortsfesten Anlagen und Einrichtungen. 

Funktion 4330

Grünanlage Grünanlage ist eine Anlage mit Bäumen, Sträuchern, Rasenflä-
chen, Blumenrabatten und Wegen, die vor allem der Erholung 
und Verschönerung des Stadtbildes dient. 

Funktion 4400

Grünfläche Grünfläche ist eine unbebaute Wiese, Rasenfläche und Parkan-
lage in Städten und Siedlungen. 

Funktion 4410

Park Park ist eine landschaftsgärtnerisch gestaltete Grünanlage, die 
der Repräsentation und der Erholung dient. 

Funktion 4420

Botanischer Garten Botanischer Garten ist ein der Öffentlichkeit zugänglicher 
Garten zum Studium der Pflanzenwelt; systematisch geordnete 
Sammlung in Freiland und Gewächshäusern (Warmhäuser). 

Funktion 4430

Kleingarten Kleingarten (Schrebergarten) ist eine Anlage von Gartengrund-
stücken, die von Vereinen verwaltet und verpachtet werden. 

Funktion 4440

Spielplatz, Bolzplatz Spielplatz, Bolzplatz ist ein Platz, an dem körperliche oder 
geistige Tätigkeit aus eigenem Antrieb ohne Zweckbestimmung 
ausgeübt wird.

Funktion 4470

Friedhof Friedhof ist eine Fläche, auf der Tote bestattet sind. 41009

  Ohne Funktion*)
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Friedhof (Park) Friedhof (Park) ist der Friedhof, der als Park angelegt ist. Funktion 9403

Historischer Friedhof Historischer Friedhof ist ein Friedhof, der als historisch gilt. Funktion 9404

Landwirtschaft Landwirtschaft ist eine Fläche für den Anbau von Feldfrüchten 
sowie eine Fläche, die beweidet und gemäht werden kann, 
einschließlich der mit besonderen Pflanzen angebauten Fläche. 
Die Brache, die für einen bestimmten Zeitraum (z.B. ein halbes 
oder ganzes Jahr) landwirtschaftlich unverbaut bleibt, ist als 
Landwirtschaft oder Ackerland zu erfassen. 

43001

Gartenland Gartenland ist eine Fläche für den Anbau von Gemüse, Obst und 
Blumen sowie die Aufzucht von Kulturpflanzen, soweit sie von 
Saat-, Pflanz- oder Baumschulen genutzt wird. 

Vegetationsmerkmal 1030

Baumschule Baumschule ist eine Fläche, auf der Holzgewächse aus Samen, 
Ablegern oder Stecklingen unter mehrmaligem Umpflanzen 
(Verschulen) gezogen werden. 

Vegetationsmerkmal 1031

Damm, Wall, Deich Damm, Wall, Deich ist eine aus Erde oder anderen Baustoffen 
bestehende langgestreckte Aufschüttung, die Vegetation tragen 
kann. 

61003

Sonstiges Recht Sonstiges Recht sind die auf den Grund und Boden bezogenen 
Beschränkungen, Belastungen oder anderen Eigenschaften 
einer Fläche. 

71011

Truppenübungsplatz, Standor-
tübungsplatz 

Truppenübungsplatz, Standortübungsplatz ist ein Gelände zur 
militärischen Ausbildung. 

Art der Festlegung 4720

b) Mitteldicht versiegelte Flächen: 
Gewichtungsfaktor gf = 3,5 

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung Attributart mit Wert

1 2 3

Industrie- und Gewerbefläche Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwiegend 
industriellen oder gewerblichen Zwecken dient. 

41002

Lagerplatz Lagerplatz bezeichnet Flächen, auf denen inner- und außerhalb 
von Gebäuden wirtschaftliche Güter gelagert werden. 

Funktion 1740

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage 

Betriebsfläche Versorgungsanlage bezeichnet eine Fläche, auf 
der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Versorgung der Allge-
meinheit mit Elektrizität, Wärme und Wasser vorhanden sind. 

Funktion 2502

Förderanlage Förderanlage bezeichnet eine Fläche mit Einrichtungen zur 
Förderung von Erdöl, Erdgas, Sole, Kohlensäure oder Erdwärme 
aus dem Erdinneren. 

Funktion 2510

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, Wasser 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wasser, ist Teil von Wasser-
werk. Wasserwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung und/oder zur Aufberei-
tung von Trinkwasser. 

Funktion 2522

Betriebsfläche Versorgungsan-
lage, Elektrizität 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Elektrizität, ist Teil von 
Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von elektrischer Energie. 

Funktion 2532

Umspannstation Umspannstation bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden und 
sonstigen Einrichtungen, um Strom auf eine andere Spannungs-
ebene zu transformieren. 

Funktion 2540

Betriebsfläche Versorgungsan-
lage, Öl 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil von Raffinerie. 
Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen zur Aufbereitung von Erdöl. 

Funktion 2552
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Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, Gas 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von Gaswerk. 
Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas.

Funktion 2562

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, Wärme 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von Heizwerk. 
Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen zur Erzeugung von Wärmeenergie zu Heizzwecken. 

Funktion 2572

Betriebsfläche 
Versorgungsanlage, Funk- und 
Fernmeldewesen 

Betriebsfläche Versorgungsanlage, Funk- und Fernmeldewesen, 
ist Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. Funk- und Fernmelde-
anlage bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und 
Gebäude zur elektronischen Informationsvermittlung stehen. 

Funktion 2582

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage

Betriebsfläche Entsorgungsanlage ist Teil von Entsorgung. 
Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen 
und Gebäude zur Verwertung und Entsorgung von Abwasser und 
festen Abfallstoffen vorhanden sind. 

Funktion 2602

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage, 
Abwasserbeseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abwasserbeseitigung, ist 
Teil von Kläranlage, Klärwerk. Kläranlage, Klärwerk bezeichnet 
eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur 
Reinigung von Abwasser. 

Funktion 2612

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage, 
Abfallbeseitigung 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Abfallbeseitigung, ist Teil 
von Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage 
bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen 
Einrichtungen, auf der Abfälle mit che-misch/physikalischen 
und biologischen oder thermischen Verfahren oder Kombinationen 
dieser Verfahren behandelt werden. 

Funktion 2622

Betriebsfläche 
Entsorgungsanlage, Schlamm 

Betriebsfläche Entsorgungsanlage, Schlamm, ist Teil von 
Abfallbehandlungsanlage. Abfallbehandlungsanlage bezeichnet 
eine Fläche mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf 
der Abfälle mit chemisch/physikalischen und biologischen oder 
thermischen Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren 
behandelt werden. 

Funktion 2623

Deponie (oberirdisch) Deponie (oberirdisch) bezeichnet eine Fläche, auf der 
oberirdisch Abfallstoffe gelagert werden. Es wird die durch eine 
Abgrenzung erkennbare Betriebsfläche erfasst. Sie muss nicht 
mit der Böschungskante übereinstimmen. 

Funktion 2630

Deponie (untertägig) Deponie (untertägig) bezeichnet eine oberirdische Betriebsflä-
che, unter der Abfallstoffe eingelagert werden (Untertagede-
ponie). Deponie (untertägig) grenzt bis an die Oberfläche. In 
der Regel wird nur die Fläche des Einfuhrschachts für Deponie 
(untertägig) erfasst. 

Funktion 2640

Halde Halde ist eine Fläche, auf der Material langfristig gelagert wird, 
und beschreibt die auch im Relief zu modellierende tatsächliche 
Aufschüttung. Aufgeforstete Abraumhalden werden als Objekte 
der Objektart Wald erfasst. 

41003

Tagebau, Grube, Steinbruch Tagebau, Grube, Steinbruch ist eine Fläche, auf der oberirdisch 
Bodenmaterial abgebaut wird. Rekultivierte Tagebaue, Gruben, 
Steinbrüche werden als Objekte entsprechend der vorhandenen 
Nutzung erfasst. 

41005

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße 
erforderlichen sowie dem Straßenverkehr dienenden bebauten 
und unbebauten Flächen. 

42001

Ohne Funktion*)

Verkehrsbegleitfläche Straße Verkehrsbegleitfläche Straße bezeichnet eine bebaute oder un-
bebaute Fläche, die einer Straße zugeordnet wird. Die Verkehrs-
begleitfläche Straße ist nicht Bestandteil der Fahrbahn.

Funktion 2312
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Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehaltener 

Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher Personenverkehr, 
Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zulässig sein kann. 

Funktion 5130

Weg Weg umfasst alle Flächen, die zum Befahren und/oder Begehen 
vorgesehen sind. Zum Weg gehören auch Seitenstreifen und 
Gräben zur Wegentwässerung. 

42006

Ohne Funktion*)

Fußweg Fußweg ist ein Weg, der auf Grund seines Ausbauzustandes nur 
von Fußgängern zu begehen ist.

Funktion. 5220

Radweg Radweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeichneter und 
abgegrenzter Teil einer Straße oder mit selbstän-diger Linienfüh-
rung für den Fahrradverkehr bestimmt ist. 

Funktion 5240

Rad- und Fußweg Rad- und Fußweg ist ein Weg, der als besonders gekennzeich-
neter und abgegrenzter Teil einer Straße oder mit selbständiger 
Linienführung ausschließlich für den Fahrrad- und Fußgänger-
verkehr bestimmt ist. 

Funktion 5250

Platz Platz ist eine Verkehrsfläche in Ortschaften oder eine ebene, 
befestigte oder unbefestigte Fläche, die bestimm-ten Zwecken 
dient (z.B. für Verkehr, Märkte, Festveranstaltungen). 

42009

Ohne Funktion*)

Fußgängerzone Fußgängerzone ist ein dem Fußgängerverkehr vorbehaltener 
Bereich, in dem ausnahmsweise öffentlicher Personenverkehr, 
Lieferverkehr oder Fahrradverkehr zulässig sein kann.

Funktion 5130

Parkplatz Parkplatz ist eine zum vorübergehenden Abstellen von Fahrzeu-
gen bestimmte Fläche. 

Funktion 5310

Rastplatz Rastplatz ist eine Anlage zum Halten, Parken oder Rasten der 
Verkehrsteilnehmer mit unmittelbarem Anschluss zur Straße 
ohne Versorgungseinrichtung, ggf. mit Toiletten. 

Funktion 5320

Raststätte Raststätte ist eine Anlage an Verkehrsstraßen mit Bauwerken 
und Einrichtungen zur Versorgung und Erholung von Reisenden. 

Funktion 5330

Marktplatz Marktplatz ist eine Fläche, auf dem Wochenmärkte abgehalten 
werden. 

Funktion 5340

Festplatz Festplatz ist eine Fläche, auf der zeitlich begrenzte Festveran-
staltungen stattfinden. 

Funktion 5350

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erforderli-
chen Flächen.

42010

Ohne Funktion*)

Flächen von Bahnverkehr sind 
- der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus Dämmen 
oder Einschnitten und deren kleineren Böschun-gen, Durchläs-
sen, schmalen Gräben zur Entwässerung, Stützmauern, Unter- 
und Überführung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahn-
strecken,
- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und unbebaute Flä-
chen (z.B. Böschungsflächen).

Verkehrsbegleitfläche 
Bahnverkehr 

Verkehrsbegleitfläche Bahnverkehr bezeichnet eine bebaute 
oder unbebaute, an den Bahnkörper angrenzende Fläche, die 
dem Schienenverkehr dient. 

Funktion 2322
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Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr 

in Zusammenhang stehende Freifläche, die ausschließlich oder 
vorwiegend dem Flugverkehr dient. 

42015

Ohne Funktion*)

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit 
ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die ausschließlich 
oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.

42016

Ohne Funktion*)

Hafenanlage (Landfläche) Hafenanlage (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb des 
Hafens, die nicht von Wasser bedeckt ist und die ausschließlich 
zum Betrieb des Hafens dient.

Funktion 5610

Schleuse (Landfläche) Schleuse (Landfläche) bezeichnet die Fläche innerhalb der 
Schleuse, die nicht von Wasser bedeckt ist und die 
ausschließlich zum Betrieb der Schleuse dient.

Funktion 5620

Anlegestelle (Landfläche) Anlegestelle (Landfläche) umfasst mehr als den überlagernden 
landseitigen Anleger, der eine feste oder schwimmende Einrich-
tung zum Anlegen von Schiffen ist. 

Funktion 5630

Fähranlage (Landfläche) Fähranlage (Landfläche) ist eine besondere Landfläche, von der 
in der Regel nach festem Fahrplan über Flüsse, Seen, Kanäle, 
Meerengen oder Meeresarme ein Schiffsverkehr stattfindet. 

Funktion 5640

Unland, Vegetationslose 
Fläche 

Unland, Vegetationslose Fläche ist eine Fläche, die dauerhaft 
landwirtschaftlich nicht genutzt wird, wie z.B. nicht aus dem Ge-
länderelief herausragende Felspartien, Sand- oder Eisflächen, 
Uferstreifen längs von Gewässern und Sukzessionsflächen.

43007

Gewässerbegleitfläche Gewässerbegleitfläche bezeichnet eine bebaute oder unbebau-
te Fläche, die einem Fließgewässer zugeordnet wird. Die Gewäs-
serbegleitfläche ist nicht Bestandteil der Gewässerfläche. 

Funktion 1100

c) Stärker versiegelte Flächen: 
Gewichtungsfaktor gf = 5

Bezeichnung Begriffsbestimmung Kennung Attributart mit Wert

1 2 3

Wohnbaufläche Wohnbaufläche ist eine baulich geprägte Fläche einschließlich 
der mit ihr im Zusammenhang stehenden Freiflächen (Vor-     
gärten, Ziergärten, Zufahrten, Stellplätze und Hofraumflächen), 
die ausschließlich oder vorwiegend dem Wohnen dient.

41001

Industrie- und Gewerbefläche Industrie- und Gewerbefläche ist eine Fläche, die vorwiegend 
industriellen oder gewerblichen Zwecken dient. 

41002

Handel und Dienstleistungen Handel und Dienstleistung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude stehen, in denen Handels- und/oder 
Dienstleistungsbetriebe ansässig sind. 

Funktion 1400

Ausstellung, Messe Ausstellung, Messe bezeichnet eine Fläche mit Ausstellungshallen 
und sonstigen Einrichtungen zur Präsentation von Warenmustern. 

Funktion 1450

Gärtnerei Gärtnerei bezeichnet eine Fläche mit Gebäuden, Gewächshäu-
sern und sonstigen Einrichtungen zur Aufzucht von Blumen 
und Gemüsepflanzen. Baumschulen werden als Objekte der 
Objektart Landwirtschaft erfasst. 

Funktion 1490

Industrie und Gewerbe Industrie und Gewerbe bezeichnet Flächen, auf denen vorwie-
gend Industrie- und Gewerbebetriebe vorhanden sind. Darin 
sind Gebäude- und Freiflächen und die Betriebsfläche Lager-
platz enthalten. 

Funktion 1700
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Werft Werft ist eine Betriebsfläche mit Bauwerken und sonstigen 

Einrichtungen zum Bau oder zur Reparatur von Schiffen. 
Funktion 1790

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage bezeichnet 
eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und Gebäude zur 
Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität, Wärme und 
Wasser vorhanden sind. 

Funktion 2501

Gebäude- und Freifläche Ver-
sor-gungsanlage, Wasser 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wasser, ist 
Teil von Wasserwerk. Wasserwerk bezeichnet eine Fläche 
mit Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Gewinnung 
und/oder zur Aufbereitung von (Trink-)Wasser. 

Funktion 2521

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, 
Elektrizität 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Elektrizität, 
ist Teil von Kraftwerk. Kraftwerk bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von 
elektrischer Energie. 

Funktion 2531

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage Öl 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Öl, ist Teil 
von Raffinerie. Raffinerie bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung 
von Erdöl. 

Funktion 2551

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, Gas 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Gas, ist Teil von 
Gaswerk. Gaswerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Aufbereitung von Gas. 

Funktion 2561

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, Wärme 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Wärme, ist Teil von 
Heizwerk. Heizwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken und 
sonstigen Einrichtungen zur Erzeugung von Wärmeenergie zu 
Heizzwecken. 

Funktion 2571

Gebäude- und Freifläche 
Versorgungsanlage, 
Funk- und Fernmeldewesen 

Gebäude- und Freifläche Versorgungsanlage, Funk- und 
Fernmeldewesen, ist Teil von Funk- und Fernmeldeanlage. 
Funk- und Fernmeldeanlage bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Anlagen und Gebäude zur elektronischen 
Informationsvermittlung stehen. 

Funktion 2581

Gebäude- und Freifläche 
Entsorgungsanlage

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage ist Teil von 
Entsorgung. Entsorgung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Anlagen und Gebäude zur Verwertung und 
Entsorgung von Abwasser und festen Abfallstoffen vorhanden 
sind. 

Funktion 2601

Gebäude- und Freifläche 
Entsorgungsanlage, 
Abwasserbeseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, 
Abwasserbeseitigung, ist Teil von Kläranlage, Klärwerk. 
Kläranlage, Klärwerk bezeichnet eine Fläche mit Bauwerken 
und sonstigen Einrichtungen zur Reinigung von Abwasser. 

Funktion 2611

Gebäude- und Freifläche 
Entsorgungsanlage, 
Abfallbeseitigung 

Gebäude- und Freifläche Entsorgungsanlage, 
Abfallbeseitigung, ist Teil von Abfallbehandlungsanlage. 
Abfallbehandlungsanlage bezeichnet eine Fläche mit 
Bauwerken und sonstigen Einrichtungen, auf der Abfälle mit 
chemisch/physikalischen und biologischen oder thermischen 
Verfahren oder Kombinationen dieser Verfahren behandelt 
werden. 

Funktion 2621

Fläche gemischter Nutzung Fläche gemischter Nutzung ist eine bebaute Fläche 
einschließlich der mit ihr im Zusammenhang stehenden 
Freifläche (Hofraumfläche, Hausgarten), auf der keine Art 
der baulichen Nutzung vorherrscht. Solche Flächen sind 
insbesondere ländlich-dörflich geprägte Flächen mit Land- 
und forstwirtschaftlichen Betrieben, Wohngebäuden u.a.

41006

Gebäude- und Freifläche 
Land- und Forstwirtschaft 

Gebäude- und Freifläche Land- und Forstwirtschaft ist eine 
Fläche, die der Land- und Forstwirtschaft dient. 

Funktion 2700
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Flächen besonderer 
funktionaler Prägung

Fläche besonderer funktionaler Prägung ist eine baulich 
geprägte Fläche einschließlich der mit ihr im Zusammenhang 
stehenden Freifläche, auf denen vorwiegend Gebäude und/
oder Anlagen zur Erfüllung öffentlicher Zwecke oder historische 
Anlagen vorhanden sind. 

41007

Öffentliche Zwecke Öffentliche Zwecke bezeichnet eine Fläche, die der Erfüllung 
öffentlicher Aufgaben und der Allgemeinheit dient. 

Funktion 1100

Verwaltung Verwaltung bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude der öffentlichen Verwaltung, z.B. Rathaus, Gericht, 
Kreisverwaltung stehen. 

Funktion 1110

Bildung und Forschung Bildung und Forschung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Gebäude stehen, in denen geistige, kulturelle 
und soziale Fähigkeiten vermittelt werden und/oder 
wissenschaftliche Forschung betrieben wird (z.B. Schulen, 
Universitäten, Forschungsinstitute). 

Funktion 1120

Kultur Kultur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen und 
Gebäude für kulturelle Zwecke, z.B. Konzert- und Museums-
gebäude, Bibliotheken, Theater, Schlösser und Burgen sowie 
Rundfunk- und Fernsehgebäude stehen. 

Funktion 1130

Religiöse Einrichtung Religiöse Einrichtung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend religiöse Gebäude stehen. 

Funktion 1140

Gesundheit, Kur Gesundheit, Kur bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude des Gesundheitswesens stehen, z.B. Krankenhäuser, 
Heil- und Pflegeanstalten. 

Funktion 1150

Soziales Soziales bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend 
Gebäude des Sozialwesens stehen, z.B. Kindergärten, 
Jugend- und Senioreneinrichtungen, Freizeit-, Fremden- und 
Obdachlosenheime. 

Funktion 1160

Sicherheit und Ordnung Sicherheit und Ordnung bezeichnet eine Fläche, auf der 
vorwiegend Anlagen und Gebäude der Polizei, der Bundeswehr, 
der Feuerwehr und der Justizvollzugsbehörden stehen. 

Funktion 1170

Parken Parken bezeichnet eine Fläche, auf der vorwiegend Anlagen 
und Gebäude zum vorübergehenden Abstellen von Fahrzeugen 
stehen. 

Funktion 1200

Sport-, Freizeit- und Erholungs-
fläche 

Sport-, Freizeit- und Erholungsfläche ist eine bebaute oder 
unbebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestaltung oder 
der Erholung dient. 

41008

Gebäude- und Freifläche 
Sport, Freizeit, Erholung 

Gebäude- und Freifläche Sport, Freizeit, Erholung, ist eine 
bebaute Fläche, die dem Sport, der Freizeitgestaltung oder der 
Erholung dient. 

Funktion 4001

Freizeitanlage Freizeitanlage ist eine Fläche mit Bauwerken und Einrichtungen, 
die zur Freizeitgestaltung bestimmt ist. 

Funktion 4200

Zoo Zoo ist ein Gelände mit Tierschauhäusern und umzäunten 
Gehegen, auf dem Tiere gehalten und gezeigt werden. 

Funktion 4210

Safaripark, Wildpark Safaripark, Wildpark, ist ein Gelände mit umzäunten Gehegen, 
in denen Tiere im Freien gehalten und gezeigt werden.

Funktion 4220

Freizeitpark Freizeitpark ist ein Gelände mit Karussells, Verkaufs- und 
Schaubuden und/oder Wildgattern, das der Freizeitgestaltung 
dient. 

Funktion 4230

Freilichttheater Freilichttheater ist eine Anlage mit Bühne und Zuschauerbänken 
für Theateraufführungen im Freien. 

Funktion 4240
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Freilichtmuseum Freilichtmuseum ist eine volkskundliche Museumsanlage, in 

der Wohnformen oder historische Betriebsformen in ihrer 
natürlichen Umgebung im Freien dargestellt werden. 

Funktion 4250

Autokino, Freilichtkino Autokino, Freilichtkino ist ein Lichtspieltheater im Freien, 
in dem der Film im Allgemeinen vom Auto aus angesehen wird. 

Funktion 4260

Erholungsfläche Erholungsfläche ist eine Fläche mit Bauwerken und 
Einrichtungen, die zur Erholung bestimmt ist. 

Funktion 4300

Wochenend- und Ferienhaus-
fläche

Wochenend- und Ferienhausfläche bezeichnet eine extra dafür 
ausgewiesene Fläche, auf der vorwiegend Wochenend- und 
Ferienhäuser stehen dürfen. 

Funktion 4310

Straßenverkehr Straßenverkehr umfasst alle für die bauliche Anlage Straße 
erforderlichen sowie dem Straßenverkehr dienenden bebauten 
und unbebauten Flächen. 

42001

Gebäude- und Freifläche zu 
Verkehrsanlagen, Straße

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Straße, ist eine 
Fläche, die der Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie 
der Unterhaltung der Verkehrsfläche dient. 

Funktion 2311

Bahnverkehr Bahnverkehr umfasst alle für den Schienenverkehr erforderli-
chen Flächen. 

42010

Flächen von Bahnverkehr sind
- der Bahnkörper (Unterbau für Gleise; bestehend aus Dämmen 
oder Einschnitten und deren kleineren Böschungen, Durchlässen, 
schmalen Gräben zur Entwässerung, Stützmauern, Unter- und 
Überführung, Seiten- und Schutzstreifen) mit seinen Bahnstrecken, 
- an den Bahnkörper angrenzende bebaute und unbebaute 
Flächen (z.B. Böschungsflächen). 

Gebäude- und Freifläche zu 
Verkehrsanlage, Schiene

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlage, Schiene, dient der 
Abwicklung und Sicherheit des Verkehrs sowie der Unterhaltung 
der Verkehrsfläche. 

Funktion 2321

Flugverkehr Flugverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit ihr 
in Zusammenhang stehende Freifläche, die ausschließlich oder 
vorwiegend dem Flugverkehr dient. 

42015

Gebäude- und Freifläche zu 
Verkehrsanlage, Luftfahrt

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Luftfahrt, ist eine 
besondere Flugverkehrsfläche. 

Funktion 5501

Schiffsverkehr Schiffsverkehr umfasst die baulich geprägte Fläche und die mit 
ihr in Zusammenhang stehende Freifläche, die ausschließlich 
oder vorwiegend dem Schiffsverkehr dient.

42016

Gebäude- und Freifläche zu 
Verkehrsanlagen, Schifffahrt

Gebäude- und Freifläche zu Verkehrsanlagen, Schifffahrt, ist 
eine Fläche, die dem Schiffsverkehr dient. 

Funktion 2341

*) Diese Objektarten sind auch ohne Funktionsbelegung aus-
zuwerten 

Artikel 7c
Die Regelungen in den Artikeln 7a und 7b treten rückwirkend 
zum 1.1.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verbandsatzung vom 
01.01.1996 in der Fassung unter Artikel 1a sowie den Änderungen 
unter Artikeln 2a, 3a, 4a, 5a und 6a außer Kraft. 

GENEHMIGUNG DER AUFSICHTSBEHÖRDE
Die Satzungsneufassung des Wasser- und Bodenverbandes der 
Mittleren Niers zum 01.01.1996 und alle darauf folgenden Sat-
zungsänderungen sind nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht 
worden. Diese Formfehler sind nunmehr zu heilen.

Der Ausschuss des Wasser- und Bodenverbandes der Mittleren 
Niers hat daher am 28.10.2016 die vorstehende Änderungssat-
zung zur Verbandssatzung des Wasser- und Bodenverbandes 
der Mittleren Niers beschlossen und zur Heilung der Bekanntma-
chungsfehler rückwirkende Regelungen getroffen. 

Die Änderungssatzung entspricht den gesetzlichen Bestimmun-
gen und wird hiermit gemäß § 58 Abs. 2 des Gesetzes über Was-
ser- und Bodenverbände (Wasserverbandsgesetz – WVG) vom 
12.02.1991 (BGBl. I S. 405) aufsichtsbehördlich genehmigt.

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehend genehmigte Änderungssatzung zur Verbandssat-
zung des Wasser- und Bodenverbandes der Mittleren Niers wird 
hiermit gemäß §§ 58, 67 WVG und § 13 des Ausführungsgesetzes 
zum WVG für das Land Nordrhein-Westfalen (NRW AGWVG) vom 
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07.03.1995 (GV NW S. 248) öffentlich bekannt gemacht. 
Sie tritt am Tag nach der zeitlich letzten öffentlichen Bekanntma-
chung der beteiligten Kreise Viersen, Kleve und Neuss in Kraft.

Viersen, den 31. Januar 2017
Kreis Viersen
Der Landrat 	
als untere staatliche Verwaltungsbehörde
gez.
Dr. Andreas Coenen	

Änderung der Bekanntmachungsanordnung zur Änderungssat-
zung des Wasser- und Bodenverbandes der Mittleren Niers 

Aus Gründen der Rechtssicherheit wird Satz 2 meiner Bekannt-
machungsanordnung vom 31.01.2017 hiermit aufgehoben und 
durch folgende Formulierung ersetzt:

Im Hinblick darauf, dass die Änderungssatzung wegen des über 
den Kreis Viersen hinausgehenden Verbandsgebietes auch in 
den Gebieten des Kreises Kleve und des Rhein-Kreis-Neuss öf-
fentlich bekannt zu machen ist, ist die öffentliche Bekanntma-
chung erst mit der zeitlich letzten öffentlichen Bekanntmachung 
der beteiligten Kreise Viersen, Kleve und dem Rhein-Kreis-Neuss 
erfolgt.

Viersen, den 27. März 2017
Kreis Viersen
Der Landrat 	
als untere staatliche Verwaltungsbehörde
gez.
Dr. Andreas Coenen

B E K A N N T M A C H U N G

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG DER 
1. VEREINFACHTEN ÄNDERUNG DES 
BEBAUUNGSPLANES NR. 681  
– SCHREBERSTRASSE / HIRSCHFELDER-
STRASSE / WILHELMSHOFALLEE / 
AN KLEINHÜTTEN – IM BEREICH 
SCHÖNWASSERSTRASSE 271 UND 273
Der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 681 soll im verein-
fachten Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB) geändert 
werden.

Inhalt der vereinfachten Änderung ist die Nutzungsänderung und 
Festsetzung von überbaubaren Flächen für Wohnbebauung im 
oben genannten Grundstücksbereich.

Gemäß § 13 (2) Ziff. 2 BauGB kann der Bebauungsplan mit der 
beabsichtigten Änderung in der Zeit 

vom 10. Mai 2017 bis einschließlich 12. Juni 2017

montag- bis freitagvormittags 	 von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr,
montag- bis mittwochnachmittags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr,
donnerstagnachmittags 	 von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

beim Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadtpla-
nung, Parkstraße 10, 3. Obergeschoss, Zimmer 329, 47829 Kre-
feld, eingesehen werden. 

Der Fachbereich Stadtplanung ist durch den Regionalexpress 
RE 42 und die Regionalbahnen RB 33 / 35 (Haltstelle Krefeld-Uer-
dingen Bf), die Straßenbahnlinie 043 und die Buslinien 054, 058, 
831, 927 und 941 (Haltestelle Uerdingen Bf) sowie die Buslinien 
058 und 059 (Haltestelle Querstraße) erreichbar.

Da durch die vorgesehene Veränderung keine erheblichen Aus-
wirkungen auf die Umwelt zu erwarten sind, wird von einer Um-
weltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB abgesehen.

Innerhalb der Auslegungsfrist können Stellungnahmen schrift-
lich oder zur Niederschrift vorgebracht werden. Bei gleichlauten-
den Eingaben (Unterschriftenlisten, vervielfältigte gleichlauten-
de Texte, etc.) wird um die Benennung desjenigen gebeten, der 
die gemeinschaftlichen Interessen vertritt.

Es wird darauf hingewiesen, dass nicht innerhalb der Offenle-
gungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan gemäß § 4a (6) BauGB unberücksichtigt 
bleiben können, sofern die Stadt Krefeld deren Inhalt nicht kannte 
und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmä-
ßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 

Mit Verweis auf das Datenschutzgesetz wird darauf aufmerksam 
gemacht, dass die Namen der Einsender von Anregungen in den 
Vorlagen für die öffentlichen Sitzungen des Rates und der Aus-
schüsse aufgeführt werden können, soweit dieses die Einsender 
nicht ausdrücklich verweigern.

Zur besseren Orientierung ist der betroffene Bereich in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Krefeld, den 13. April 2017
DER OBERBÜRGERMEISTER
In Vertretung
Martin Linne
Beigeordneter
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TIERÄRZTLICHER DIENST
Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an Feiertagen un-
ter der Telefon-Nr. 0700 84374666 zu erreichen.

„Krefelder Amtsblatt“ 

Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils am 
Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 79,40 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST� 116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter der Telefon-Nr. 
0180 5044100 montags, dienstags und donners-
tags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 
14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 
Uhr bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter der Te-
lefon-Nr. 01805 986700 zu erreichen. Sprech-
zeiten: samstags, sonntags und feiertags von 
10.00 bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
mittwochs- und freitagsnachmittag von 17.00 bis 
19.00 Uhr, montags, dienstags und donnerstags 
von 21.00 bis 22.00 Uhr.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0180 5 66 05 55

NOTDIENSTE
Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau

28.04. – 30.04.2017
Kamps Gebr.
Dreikönigen Straße 105 | 47798 Krefeld
2 17 14

01.05.2017
W. u. L. Klinkhammer GmbH & Co. KG	
Rott 90, | 47800 Krefeld			 
59 14 94 | 59 08 70

05.05. – 07.05.2017
Franz Kotalla				  
Illerstraße 15 | 47809 Krefeld
54 18 65

AUFGEBOT EINER SPARURKUNDE
Das Aufgebot des Sparkassenbuches

Nr. 3213111770
wird beantragt.

Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten 
bei der unterzeichneten Sparkasse Krefeld seine Rechte anzu-
melden und die Urkunde vorzulegen, andernfalls wird die Kraft-
loserklärung der Urkunde erfolgen.

Krefeld, den 19.04.2017
Sparkasse Krefeld

AUFGEBOT VON SPARURKUNDEN
Das Aufgebot der Sparkassenbücher

Nr. 3100472491
Nr. 3101353849

wird beantragt.

Der Inhaber der Urkunden wird aufgefordert, binnen drei Mo-
naten bei der unterzeichneten Sparkasse Krefeld seine Rechte 
anzumelden und die Urkunden vorzulegen, andernfalls wird die 
Kraftloserklärung der Urkunden erfolgen.

Krefeld, den 19.04.2017
Sparkasse Krefeld

AUFGEBOT VON SPARURKUNDEN
Das Aufgebot der Sparkassenbücher

Nr. 3101093775
Nr. 3213103074
Nr. 3213111754

wird beantragt.

Der Inhaber der Urkunden wird aufgefordert, binnen drei Mo-
naten bei der unterzeichneten Sparkasse Krefeld seine Rechte 
anzumeldenund die Urkunden vorzulegen, andernfalls wird die 
Kraftloserklärung der Urkunden erfolgen.

Krefeld, den 19.04.2017
Sparkasse Krefeld


